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Unterrichtung 
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Bericht der Bundesregierung über die Beseitigung von Autowracks 


Schreiben des Bundesministers des Innern vom 4. März 1974 

— UB III 5 — 530 426/1: 

Namens der Bundesregierung übermittle ich den Bericht über 

die Beseitigung von Autowracks entsprechend der Entschlie- 
ßung des Deutschen Bundestages vom 2. März 1972. 

Der Bericht kommt zu folgenden wesentlichen Ergebnissen: 

1. Nach übereinstimmenden Feststellungen von Bundesregie- 
rung und Ländern haben sich die Vorschriften des Abfall- 
beseitigungsgesetzes im Hinblick auf die Beseitigung und 
Wiederverwertung von Autowracks und Altreifen bewährt. 

2. Die im Abfallbeseitigungsgesetz getroffene Regelung, nach 
der Autowracks im wesentlichen als Wirtschaftsgut gelten 
und nach marktwirtschaftlichen Gesichtspunkten durch die 
Schrottwirtschaft beseitigt werden, ist sachgerecht. 

3. Die Gleichbehandlung ortsfester Anlagen zur Lagerung und 
Behandlung von Autowracks und Altreifen mit Abfallbesei- 
tigungsanlagen sichert dank der behördlichen Einflußnahme 
auf Planung und Errichtung sowie der Überwachung solcher 
Anlagen die Belange des Umweltschutzes. 

4. Noch bestehende Schwierigkeiten, die sich in wildem Abstel- 
len von Autowracks äußern, können durch organisatorische 
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Maßnahmen und durch Intensivierung des Gesetzesvollzugs 
überwunden werden. 

5. Die Schrottpreise ermöglichen z. Z. und voraussichtlich bis 
auf weiteres eine kostendeckende Beseitigung. Die Erhebung 
einer allgemeinen Abwrackgebühr mit dem damit verbun- 
denen Verwaltungsaufwand ist daher gegenwärtig nicht 
erforderlich. 

6. Die von der Bundesregierung in der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft erreichte Aussetzung des grundsätz- 
lichen Verbots, Schrott in dritte Länder auszuführen, beugt 
einem Preisverfall vor. 

7. Für den Fall, daß gleichwohl stark sinkende Schrottpreise 
die Beseitigungskosten nicht mehr decken, befaßt sich die 
Bundesregierung vorsorglich mit der Frage, wie einer sol- 
chen Situation zu begegnen wäre. 
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1 Auftrag des Bundestages 


Der Deutsche Bundestag hat durch Beschluß vom 
2. März 1972, zugleich mit der Annahme des Ent- 
wurfs eines Gesetzes über die Beseitigung von Ab- 
fällen (Abfallbeseitigungsgesetz — AbfG), auf Vor- 
schlag seines Innenausschusses (Drucksache VI/3154, 
S. 6) die Bundesregierung ersucht, 

„a) auf die Entwicklung befriedigender Verfah- 
ren zur ordnungsgemäßen Einsammlung, Be- 
seitigung oder Wiederverwertung der Auto- 
wracks und Altreifen hinzuwirken und bis 
zum 31. Dezember 1973 über die bis dahin ge- 
wonnenen Erfahrungen zu berichten, insbe- 
sondere darüber, ob die Vorschriften des Ab- 
fallbeseitigungsgesetzes hierfür ausreichen 
und erforderlichenfalls Vorschläge für zusätz- 
liche gesetzliche Regelungen vorzulegen, die 
sachgerechte Lösungen in anderen Staaten 
und Erkenntnisse der Bundesländer berück- 
sichtigen; 

b) darauf hinzuwirken, daß die Aufhebung des 
Verbots der Kommission der Europäischen 


2 Grundlagen des Berichts 


Der vorliegende Bericht stützt sich auf die im fol- 
genden aufgezählten Grundlagen. 

2.1 Bericht an den Innenausschuß des Deutschen 
Bundestages vom 17. April 1973 (Anlage) 

Der Innenausschuß hatte in der Sitzung vom 3. Fe- 
bruar 1972 (Niederschrift Nr. 77, S. 35 und 36) den 
Bundesminister des Innern zu einem Bericht darüber 
aufgefordert, 

„welche Verfahren zur ordnungsgemäßen Ein- 
sammlung, Beseitigung oder Wiederverwertung 
der Autowracks und Altreifen im In- und Ausland 
bestehen oder entwickelt werden und zu prüfen, 
ob eine kostendeckende Beseitigung der Auto- 
wracks einschließlich des Einsammelns möglich 
sein wird, wenn nicht, in welcher Weise 

1. Gebühren nach dem Verursacherprinzip erho- 
ben, 

2. die eingehenden Beiträge verwaltet, 

3. die Kostenerstattungen geregelt 
werden können." 

Der Bericht des Bundesministers des Innern kommt 
zu dem Ergebnis, daß zwar die Entwicklung der 
technischen Verfahren noch nicht abgeschlossen sei, 
eine kostendeckende Beseitigung aber schon mög- 


Gemeinschaften, Schrott in Drittländer auszu- 
führen, hinsichtlich des Autoschrotts beibehal- 
ten wird." 

Es erschien zweckmäßig, bei der Abfassung des Be- 
richts besonderes Gewicht auf die mit dem § 5 AbfG 
gemachten Erfahrungen zu legen. Nach dieser Be- 
stimmung sind auf ortsfeste Anlagen, die der Lage- 
rung und Behandlung von Autowracks oder Altrei- 
fen dienen, die Vorschriften über Abfallbeseitigungs- 
anlagen anzuwenden. Mit der Entscheidung für eine 
solche Regelung hat sich der Deutsche Bundestag ge- 
gen die vom Bundesrat vorgeschlagene Lösung, 
sämtliche Autowracks zu Abfällen zu erklären, aus- 
gesprochen. Nach der Meinung des Deutschen Bun- 
destages sollten Autowracks, da sie nicht notwendi- 
gerweise Abfall sind, sondern in überwiegendem 
Umfang auch Wirtschaftsgüter sein können, mög- 
lichst wieder in den Produktionsprozeß eingefügt 
werden [vgl. hierzu Niederschrift der 186. Sitzung 
des Deutschen Bundestages vom 10. Mai 1972, 
S. 10 871 (B) und (C)]. 


lieh erscheine. Erweiterungen und Ergänzungen des 
Abfallbeseitigungsgesetzes sollten daher erst er- 
erwogen werden, wenn nach Abschluß der laufenden 
Entwicklung die dann bestehende Lage klar genug 
zu beurteilen sei, allenfalls also bei Vorlage des Be- 
richts an den Bundestag. 

Zusammenfassend gelangte der Bericht zu folgenden 
Feststellungen: 

„Zur Entstehung und Verschärfung des Problems 
tragen bei: 

— Zunahme der Autowracks als Folge der bereits 
seit Jahren wachsenden Motorisierung, 

— zunehmende Schwierigkeiten in dem herkömm- 
lichen, lohnintensiven Verfahren der Autowrack- 
verwerter durch Ausschlachten brauchbarer Er- 
satzteile und durch manuelle Zerlegung der Ka- 
rossen infolge steigender Lohnkosten, 

— Ansteigen der Autowrackhalden, die nicht mehr 
nur in Erwartung günstiger Schrottpreise gehor- 
tet werden, sondern deren Abbau auch durch Ver- 
arbeitungsschwierigkeiten infolge Arbeitskräfte- 
mangel und höherer Lohnkosten behindert wird. 

Dämpfend wirken auf das Problem insbesondere die 
technischen Fortentwicklungen der Verarbeitungs- 
verfahren und die damit verbundene Rationalisie- 
rung: 
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— Abkehr von einer intensiven Ersatzteilaus- 
schlachtung, 

— Abkehr von intensiver manueller Vorbereitung 
der Wracks, 

— verstärkter Einsatz maschineller Einrichtungen, 
insbesondere von Scheren und Pressen, 

— Möglichkeiten der Kompaktierung durch nicht- 
spezielle Einrichtungen, wie Müllverdichter — 
Walzen auf Deponien, die einen rationellen 
Transport der verdichteten Wracks ermöglichen, 

— Einrichtung und Betrieb von Shredderanlagen als 
wesentlichster Schritt zur Rationalisierung der 
Autowrackbeseitigung, 

— wesentliche Erhöhung der Schrottqualität durch 
Einsatz von Shreddern, 

— weitere Entwicklung und Versuche zu Erhöhung 
der Schrottqualität, insbesondere durch größere 
NE-Metall-Freiheit, 

— zu erwartende Sogwirkung der jetzt errichteten 
und noch in Bau befindlichen Shredderanlagen 
auf anfallende und vorhandene Wracks zur lau- 
fenden Ausnutzung der dann vorhandenen, sehr 
kapitalintensiven Kapazitäten. 

Ferner beginnen sich die Vorschriften des Abfallbe- 
seitigungsgesetzes vom 7. Juni 1972 bereits jetzt 
günstig auszuwirken. Die zuständigen Behörden der 
Länder können unbefugtes Abstellen schärfer ahn- 
den. Die nach § 3 Abs. 2 bestimmten oder noch zu be- 
stimmenden Körperschaften sind verpflichtet, wild 
abgestellte, vom Flalter aufgegebene Autowracks ge- 
gen Gebühren zu beseitigen. Die Länderbehörden 
haben durch § 5 die Möglichkeit, dem Schrotthandel 
beschränkende Auflagen hinsichtlich der Sammel- 
plätze zu machen oder das Lagern auf solchen Plät- 
zen zu untersagen, was den Abfluß der Autowracks 
in Shredderanlagen fördert. 

Als Summe dieser zu beobachtenden Einzelvorgänge 
ergibt sich auf dem Gebiet der, Autowrackverarbei- 
tung das Bild einer Strukturveränderung. Diese Ver- 
änderung ist im Augenblick im vollen Gange. Wenn 
sich auch auf diesem Gebiet noch nichts Endgültiges 
feststellen läßt, zeichnet sich jedoch im Ergebnis zu- 
mindest eine Entschärfung des Problems ab." 

Nach dem Bericht sind auch in anderen Staaten bis- 
her keine Lösungen erkennbar, die als Vorbilder für 
eine Regelung in der Bundesrepublik Deutschland 
dienen könnten. Das gilt vor allem für eine Abga- 
benerhebung zur Sicherstellung späterer Verschrot- 
tungskosten. 

2.2 Stellungnahme der Länder 

Der dem Bundestag zu erstattende Bericht ist am 
25. /26. Oktober 1973 mit der Länderarbeitsgemein- 
schaft Abfallbeseitigung mit folgendem Ergebnis er- 
örtert worden: 

Die Vertreter der Länder gingen von der Feststel- 
lung ihrer „Arbeitsgruppe Abfallrecht" aus, daß ge- 
genwärtig eine besondere gesetzliche Regelung der 
Autowrackbeseitigung nicht erforderlich sei. § 5 
AbfG habe sich bewährt; man solle diese Bestim- 


mung, um den Verwaltungsvollzug zu erleichtern, 
durch die Ermächtigung zum Erlaß einer Verord- 
nung ergänzen, in der bestimmt wird, wann ein 
Autowrack als Abfall anzusehen ist. Mit Hilfe einer 
derartigen Regelung könnte man die Straßen und die 
freie Landschaft ohne erheblichen Verwaltungsauf- 
wand von Altwagen befreien. Landkreise und Städte 
brauchten zur Zeit noch keine eigenen Sammelorga- 
nisationen und Zwischenlager für sämtliche Altfahr- 
zeuge zu schaffen. 

Der Gedanke, entsprechend den Überlegungen in 
den Niederlanden auch in der Bundesrepublik 
Deutschland von vorherein bei jeder Neuzulassung 
eines Kraftfahrzeuges eine Autowrackgebühr zu er- 
heben, fand keine Befürworter. Die zur Beseitigung 
verpflichteten öffentlich-rechtlichen Körperschaften 
könnten die Beseitigungsgebühren so bemessen, daß 
die Kosten der Beseitigung unbefugt abgestellter 
Altfahrzeuge insgesamt weitgehend gedeckt würden. 

Im übrigen hielten es die Vertreter der Länder nicht 
für erfoderlich, die Autowrackbeseitigung kraft Ge- 
setzes zu einer Aufgabe des Staates zu machen, da 
90 bis 95 Vo der alten Fahrzeuge den normalen Weg 
über den Schrotthändler nähmen. Der Staat würde 
hier unnötig in einen funktionierenden Wirtschafts- 
ablauf eingreifen. 

In den dichtbesiedelten Stadtstaaten sei das Problem 
leichter zu lösen. So gebe es in Bremen bei der Be- 
seitigung der etwa 5 Vo unbefugt abgestellten Auto- 
wracks keine organisatorischen Schwierigkeiten. 

In den übrigen Ländern sei das Problem schwieriger. 
Ein Musterprozeß in Rheinland-Pfalz werde zeigen, 
ob die geltenden Rechtsvorschriften ausreichen. 
Durch Erleichterung des Verwaltungs Vollzugs könnte 
der gegenwärtig hohe Verwaltungsaufwand verrin- 
gert werden. Dagegen würde die Einführung einer 
Abwrackgebühr, den ohnehin viel zu hohen Verwal- 
tungsaufwand weiter aufblähen. 

Nach eingehender Beratung kam die Länderarbeits- 
gemeinschaft einstimmig zu folgendem Ergebnis: 

„1. Die LAG Abfallbeseitigung stellt fest, daß sich 
die in § 5 AbfG getroffene Regelung zur Besei- 
tigung der Altautos bewährt hat. 

2. Eine Regelung, die sämtliche Altautos der staat- 
lichen Beseitigungspflicht unterwerfen müßte, 
wird gegenwärtig nicht für notwendig erachtet. 
Die LAG rät daher davon ab, Vorschläge hin- 
sichtlich einer Autoabwrackabgabe weiter zu 
verfolgen. 

3. Die gegenwärtige Praxis der Altautobeseiti- 
gung verursacht einen hohen Verwaltungsauf- 
wand. Die Arbeitsgruppe Abfallrecht wird gebe- 
ten, einen praktikablen Vorschlag für eine Er- 
gänzung des AbfG und ggf. für den Text einer 
Rechtsverordnung zur Erleichterung des Ver- 
waltungsvollzugs bei der Altautobeseitigung zu 
erarbeiten. 

4. Das Bundesministerium des Innern wird gebe- 
ten, die Vorstellungen der LAG bei der Abfas- 
sung des zum 31. Dezember 1973 vom Deutschen 
Bundestag erbetenen Berichtes zu berücksichti- 
gen." 
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2.3 Vom Bundesminister des Innern veraniaßte 
Untersuchung 

Der Bundesminister des Innern hat durch das Bat- 
telle-Institut den derzeitigen Stand der Autowrack- 
beseitigung und die voraussichtliche Entwicklung in 
der Bundesrepublik Deutschland untersuchen lassen. 
Diese Ende Oktober 1973 vorgelegte Untersuchung 
enthält u. a. folgende Feststellungen: 

In der Bundesrepublik Deutschland werden voraus- 
sichtlich 

1975 1,6 Millionen 

1980 2,1 Millionen Tonnen Autowracks 

anfallen (1 Autowrack entspricht durchschnittlich 
einer Tonne). Verwertbare Anteile: 70 Vo Schrott und 
Grauguß, 5 Vo Nichteisenmetalle, 25 Vo Reststoffe, 
die zu beseitigen sind. 

Der anfallende Autoschrott, dessen Menge in der 
Zeit von 1972 bis 1980 voraussichtlich von 0,9 auf 
1,5 Millionen Tonnen ansteigen wird, ist voraus- 
sichtlich auf lange Sicht absetzbar, falls zur Aufbe- 
reitung das Shreddern oder ein anderes Verfahren 
angewendet wird, das ebenfalls eine hohe Reinheit 
des Schrotts gewährleistet. Heute werden bereits 
etwa 40 Vo der Autowracks geshreddert, während 
ungefähr 50 Vo in Großscheren zerschnitten werden 
und der Rest paketiert wird. 

Erlöst man, wie Anfang 1973, für eine Tonne Shred- 
derschrott 170 Mark einschließlich der Erlöse aus 
dem Verkauf der Nichteisenmetalle, entstehen bei 
der Autowrackbeseitigung für die gesamte Kette 
vom Anfallort bis zur Wiederverwertung oder ge- 
ordneten Beseitigung der Bestandteile im günstig- 
sten Fall Kostenüberdeckungen von ca. 52 Mark je 
Tonne Schrott (etwa 36 Mark je Kraftfahrzeug), im 
ungünstigsten Verluste bis etwa 43 Mark je Tonne 
Schrott (29 Mark je Kraftfahrzeug). Die Preise lie- 
gen je nach Qualität zwischen rund 100 und 
210 Mark je Tonne Schrott. Etwa zwei Drittel der 
Gesamtkosten entfallen auf die Transporte. 


Ausführungsgesetze der Länder zum Abfallbeseiti- 
gungsgesetz, die auch auf Sammelplätze und Anla- 
gen zur Behandlung der Autowracks anzuwenden 
sind, sind vorhanden. Die Pläne für die Autowrack- 
beseitigung stehen dagegen noch aus. Technische 
Auflagen für derartige Einrichtungen sind bisher 
nicht bekannt. 

Das gesamte Aufkommen an Altreifen wird in der 
Bundesrepublik Deutschland von etwa 305 000 Ton- 
nen im Jahre 1972 bis zum Jahre 1980 voraussichtlich 
auf 370 000 Tonnen jährlich angestiegen sein. Alt- 
reifen können nach Zerkleinerung in etwa hand- 
große Stücke deponiert werden. Ein Lastwagen- 
Transport über 25 km und das Zerschneiden sowie 
Deponieren kosten zusammen etwa 50 Mark je 
Tonne Altreifen oder 0,32 Mark je Pkw-Reifen. Auch 
eine Wiederverwendung des Gummianteils im Rei- 
fen (nach dem Zerkleinern und dem Abtrennen von 
Kord und Drahtring) für Bodenbeläge im Wohnungs- 
und Sportstättenbau oder für andere Zwecke wird in 
Betracht gezogen. 

Das Aufkommen an Autowracks usw. ist zu einem 
Zeitpunkt geschätzt worden, in dem die neuesten 
energiepolitischen Perspektiven noch nicht bekannt 
waren. Es ist zwar nicht auszuschließen, daß sich die 
künftige energiepolitische Entwicklung auch auf die 
Automobilproduktion auswirkt. Da die ganz über- 
wiegende Mehrzahl derjenigen Kraftfahrzeuge, die 
bis 1980 abgewrackt werden, heute schon in Betrieb 
sind, erscheint es jedoch vertretbar, bis auf weiteres 
von den wiedergegebenen Vorausschätzungen aus- 
zugehen. 

2.4 Stellungnahme der Wirtschaftsverbände 

Die beteiligten Verbände haben gegen den Bericht 
des Bundesministers des Innern an den Innenaus- 
schuß vom 17. April 1973 keine grundsätzlichen Ein- 
wände erhoben. 


3 Gegenwärtige Lage und voraussichtliche Entwicklung 


3.1 Autowrackbeseitigung 

In der Bundesrepublik Deutschland kamen 1968 
718 000 Autowracks auf. 1972 waren es bereits 1,235 
Millionen. Für 1980 erwartet man 2,106 Millionen. 
Der steigende Anfall an Autowracks erschwert nicht 
nur ihre Beseitigung; mit der Menge steigt auch 
das wirtschaftliche Interesse an der Verschrottung 
und an der Rückführung der Autowracks in den 
Wirtschaftskreislauf. Die Wracks werden in der Re- 
gel vom Schrotthandel selbst eingesammelt, zum 
Teil auch unmittelbar bei den Behandlungsanlagen 
angenommen, die ebenso wie die Autowracksammel- 
plätze nach § 5 AbfG den Vorschriften dieses Geset- 
zes unterliegen. 


Schwierigkeiten bereiten die „wild“ abgestellten, 
vom Besitzer aufgegebenen Autowracks. Solche 
Fahrzeuge sind, sobald sich der letzte Halter ihrer 
entledigt hat, nach der Begriffsbestimmung des § 1 
Abs. 1 AbfG als Abfall anzusehen. Diese die Umwelt 
in hohem Grade belastenden Autowracks können 
von der Schrottwirtschaft ohne behördliche Mitwir- 
kung nicht erfaßt werden, solange die Eigentums- 
verhältnisse ungeklärt sind und — bei gestohlenen 
Wagen — Anspruchsberechtigte auftauchen könn- 
ten. Wenn der Letztbesitzer nicht mehr ausfindig zu 
machen ist, fallen die Kosten für die Beseitigung 
schließlich der nach § 3 Abs. 2 AbfG zur Beseitigung 
verpflichteten Körperschaft zur Last. 
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3.2 Altreifenbeseitigung 

Zerstückelte Altreifen lassen sich ohne Schwierig- 
keiten auf Deponien ablagern, die Umwelt schädi- 
gen sie nicht. Dagegen entstehen bei der Altreifen- 
verbrennung in herkömmlichen Müllverbrennungs- 
anlagen technische Schwierigkeiten, wenn der Alt- 
reifenanteil zu hoch ist 

Eine unschädliche oder sogar nutzbringende Ver- 
wertung der Altreifen liegt um so näher, als ihre 
Menge ständig wächst. 

Wegen ihres hohen, gleichmäßigen Heizwerts kommt 
eine Nutzung zur Wärme- und Energieerzeugung in 
Spezidlanlagen in Betracht, soweit dies ohne unzu- 
lässige Luftverschmutzung möglich ist. 

Notwendig erscheint die Entwicklung von Verfah- 
ren zur Aufbereitung und Wiederverwendung. Ob 
hierbei die Pyrolyse zu wirtschaftlich vertretbaren 
Ergebnissen führt, ist noch ungeklärt. Mancherlei 
Versuche, durch Zerkleinerung, Granulierung oder 
Feinvermahlung ein brauchbares Ausgangsmaterial 
für die Weiterverwendung zu erhalten, verliefen 
erfolgversprechend. 

Altreifen sind nicht unterschiedslos Abfall im Sinne 
des Abfallbeseitigungsgesetzes. Sie sind es, wenn 


der Besitzer sich ihrer entledigt hat. Dagegen sind 
Altreifen, die runderneuert werden sollen oder ge- 
sammelt einer Wiederverwertung zugeführt werden, 
Wirtschaftsgut. 

Die gemäß § 3 Abs. 2 AbfG nach Landesrecht zustän- 
digen Körperschaften sind grundsätzlich verpflich- 
tet, Altreifen als Sperrmüll anzunehmen. Inwieweit 
diese Körperschaften nach § 3 Abs. 3 AbfG befugt 
sind, Altreifen aus Haushalten als Sondermüll von 
der Beseitigung auszuschließen, bedarf noch der 
Klärung. Der Ausschluß wäre zwar zulässig, wenn 
die Altreifen nicht zusammen mit den übrigen in 
Haushalten anfallenden Abfällen beseitigt werden 
können; dieser Fall ist jedoch bei kleinen Mengen 
kaum gegeben, wenn die Deponien entsprechend 
ausgerüstet sind. Soweit Altreifen, etwa aus dem 
gewerblichen Bereich, in größeren Mengen anfallen, 
wird eine Abweisung, weil es sich um Sonderabfall 
nach § 3 Abs. 3 AbfG handelt, zulässig sein. Wo Alt- 
reifen nicht als Sperrmüll abgenommen werden, ent- 
stehen gewisse Schwierigkeiten. Der Handel ver- 
langt für Übernahme der Altreifen 1 bis 2 Mark je 
Stück. Dagegen kostet beispielsweise die Beseiti- 
gung auf der Deponie einschließlich Transport und 
Zerschneidung bei richtiger Organisation 0,32 bis 
0,45 Mark je Stück. 


4 Sicherung der Autowrack- und Altreifenbeseitigung 


4.1 Regelung durch das Abfallbeseitigungsgesetz 

Die Anwendung der Vorschriften über Abfallbesei- 
tigungsanlagen auf ortsfeste Anlagen zur Lagerung 
und Behandlung von Autowracks und Altreifen be- 
rücksichtigt, daß Autowracks nicht in jedem Falle 
Abfall im Sinne des § 1 Abs. AbfG sind, sondern 
auch Wirtschaftsgüter sein können, falls sie zur Ver- 
schrottung verkauft oder brauchbare Teile ausge- 
baut werden. Außerdem bietet § 5 AbfG die Hand- 
habe dafür, daß man ohne unangemessene Eingriffe 
in die marktwirtschaftliche Ordnung und in die 
Rechte der Beteiligten gegen Mißstände einsdireiten 
und das Allgemeininteresse schützen kann. 

Ortsfeste Anlagen zur Lagerung und Behandlung 
von Autowracks bedürfen nach § 5 i. V. mit §§ 7 und 
8 AbfG der Planfeststellung oder, wenn es sich um 
unbedeutende Anlagen handelt, der behördlichen 
Genehmigung. Dabei können Auflagen gemacht oder 
Sicherheitsleistungen gefordert werden. Planfest- 
stellung oder Genehmigung können auch versagt 
werden. Bereits bestehende Anlagen sind nach § 9 
AbfG der Behörde anzuzeigen. Auch für sie können 
Auflagen angeordnet, ihr Betrieb kann befristet 
oder nötigenfalls untersagt werden. Außerdem un- 
terliegen sämtliche ortsfesten Anlagen den Bestim- 
mungen der §§10 und 11 AbfG über Stillegung und 
Überwachung. 

Von besonderer Bedeutung ist schließlich, daß die 
Anlagen zur Lagerung und Behandlung von Auto- 


wracks und Altreifen nach § 6 AbfG in die überört- 
liche Abfallbeseitigungsplanung einbezogen sind. 
Damit eröffnet sich den Ländern die bedeutsame 
Möglichkeit, die Anlagen so einzuplanen und zuzu- 
lassen, daß alle Gebiete ausreichend versorgt sind. 
Die Länder können auch die Aufnahmemöglichkeit 
der einzelnen Lager beschränken, um zu verhindern, 
daß das Landschaftsbild leidet. Außerdem wird da- 
durch eine gleichmäßige Belieferung der Beseiti- 
gungsanlagen gewährleistet und die Neigung zu hor- 
ten unterbunden. 


4.2 Notwendigkeit einer Gesetzesänderung? 

Schon im Bericht des Bundesministers des Innern an 
den Innenausschuß wurde festgestellt, daß gesetz- 
liche Bestimmungen, die über die Regelung der 
Autowrack- und Altreifenbeseitigung in § 5 AbfG 
hinausgehen, zur Zeit nicht erforderlich sind, weil 
eine kostendeckende Verwertung durchaus möglich 
erscheint (vgl. S. zwei bis vier dieses Berichts). 

Die weiteren Untersuchungen auf diesem Gebiet 
haben bestätigt, daß das Abfallbeseitigungsgesetz 
eine schadlose geordnete Beseitigung durch die 
Schrottwirtschaft ebenso begünstigt wie eine zuneh- 
mend wirtschaftliche Verwertung der Altreifen. 

Besondere Bedeutung kommt dabei den Erfahrungen 
der Länder zu, die das Abfallbeseitigungsgesetz 
durchzuführen haben. Ihre Meinung ist um so wich- 
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tiger, als es seinerzeit der Bundesrat war, der in 
Zweifel zog, ob § 5 AbfG eine ausreichende Wir- 
kung haben würde. 

Die Länderarbeitsgemeinschaft Abfallbeseitigung ist 
mit der Bundesregierung der Meinung, daß sich die 
in § 5 AbfG getroffene Regelung zur Beseitigung 
der Autowracks durchaus bewährt hat, und zwar aus 
folgenden Gründen: 

— Heute schon werden Autowracks bis auf einen 
geringen Rest durch die Schrottwirtschaft nach 
den Grundsätzen der Marktwirtschaft verwertet. 

— Das Abfallbeseitigungsgesetz unterstützt ein sol- 
ches Verfahren, indem es Autowracks nicht 
grundsätzlich als Abfall ansieht, sondern auch 
als Wirtschaftsgut gelten läßt. 

— Dadurch, daß ortsfeste Anlagen zur Lagerung 
oder Behandlung von Autowracks und Altreifen 
vom Abfallbeseitigungsgesetz erfaßt werden, ist 
die behördliche Einflußnahme auf Planung und 
Errichtung dieser Anlagen sowie deren Überwa- 
chung gesichert. 

— Die Regelungen des Abfallbeseitigungsgesetzes 
haben sich noch nicht in vollem Umfange auf die 
Autowrackbeseitigung ausgewirkt. Das wird 
erst mit fortschreitender Planung und Zulassung 
der Anlagen zu erreichen sein. 

Als unmittelbare Folgerungen ergeben sich hieraus 
vor allem: 

— Die in § 5 AbfG getroffene Regelung sollte bei- 
behalten werden. 

— Es wäre falsch, zur Beseitigung aller Autowracks 
von vornherein die zuständigen Körperschaften 
zu verpflichten, weil man damit in einen gut 
funktionierenden Wirtschaftszweig eingriffe. 

— ^ Die Erhebung einer Autowrackabgabe auf sämt- 
liche zugelassenen Wagen ist nicht zweckmäßig: 

100 ®/o der Autos müßten belastet werden, um 
die Beseitigung von 3 wild abgestellter Auto- 
wracks sicherzustellen, deren letzter Halter 
nicht feststellbar ist; 

Bundes- und Landesbehörden müßten mit der 
Einziehung, Verwaltung und Verteilung der Ab- 
gabe eine neue Aufgabe übernehmen, deren 
Wirkungsgrad sehr niedrig wäre; 

'die Abgabe wäre kein geeignetes Mittel, um das 
wilde Abstellen von Autowracks ganz auszu- 
schließen: die Versuchung dazu würde eher 
wachsen, da dem Halter weiter die Mühe der 
Ablieferung am Sammelplatz verbliebe und an- 
dererseits bei gesicherter Finanzierung der Be- 
seitigung die Suche nach dem „wilden" Abstel- 
ler sich für die Befhörden nicht „rentiert" ; 

die Abgabe könnte das Abstellen gestohlener 
und ausländischer Autowracks nicht beeinflus- 
sen; 

weder die Länder, noch die kommunalen Spit- 
zenverbände, noch die Automobilverbände tre- 
ten für die Einführung der Abgabe ein. 


4.3 Beseitigung bestehender Schwierigkeiten 
4.3.1 Autowracks 

Trotz günstiger Entwicklung der Autowrack- und 
Altreifenbeseitigung und trotz ausreichender Rege- 
lung der Materie durch § 5 AbfG wird sich nicht 
unterbinden lassen, daß einzelne, vor allem gestoh- 
lene Fahrzeuge, irgendwo abgestellt werden. Hier- 
bei handelt es sich jedoch nur um einen geringen 
Bruchteil des Gesamtanfalls an Autowracks. 

Dafür, daß Autowracks irgendwo abgestellt werden, 
gibt es vor allem folgende Gründe: 

— Die Möglichkeiten ordnungsgemäßer Beseitigung 
sind zu wenig bekannt. 

— Das Verfahren bei der Annahme von Auto- 
wracks ist umständlich und funktioniert mangel- 
haft. 

— Der Transport zur Ablieferung ist teuer. 

— Die im Einzelfall geforderten Beseitigungskosten 
sind hoch. 

— Es handelt sich um gestohlene Fahrzeuge. 

— • Es fehlt an Überwachung; Sanktionen unterblei- 
ben. 

Es gibt also sehr verschiedene Gründe, denen man 
auch mit unterschiedlichen Mitteln begegnen muß. 
Jedenfalls lassen sich die Mängel durch Aufbau und 
Ausbau der Organisation und durch Intensivierung 
des Gesetzesvollzuges abstellen oder doch mildern. 
Erst nach Ausschöpfung dieser beiden Möglichkei- 
ten kann zuverlässig festgestellt werden, ob die 
gesetzlichen Grundlagen erweitert werden müssen. 

Schon durch geeignete Organisation kann man den 
meisten der genannten Gründe der wilden Auto- 
wrackablagerung entgegenwirken. Der in der Auto- 
wrackbeseitigung meist unerfahrene letzte Halter 
hat kaum die nötige Marktübersicht über die Mög- 
lichkeiten für Transport und Annahme seines Alt- 
wagens. Zur Unterstützung des einzelnen ist eine 
organisierte Zusammenarbeit aller beteiligten Stel- 
len erforderlich. Dazu gehören 

— die beseitigungspflichtigen Körperschaften, 

— die für die Ausführung des Abfallbeseitigungs- 
gesetzes zuständigen Landesbehörden, 

— • die Kraftfahrzeugzulassungsstellen, 

— die Schrottwirtschaft mit ihren Anlagen zur 
Autowrackverwertung, 

— die Automobilverbände, 

— die Polizeidienststellen. 

Zweckmäßigerweise sollten die Länder gemeinsam 
mit den beseitigungspflichtigen Körperschaften die 
Initiative ergreifen, während die Kraftfahrzeugzu- 
lassungsstellen die notwendige Verbindung zu den 
Autowrackeigentümern her stellen. 

Die Schrottwirtschaft ist schon deswegen, weil sie 
an einer weiteren reibungslosen Autowrackbeseiti- 
gung und Verschrottung Interesse hat, darum be- 
müht, durch gemeinsame organisatorische Maßnah- 
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men und Verfahren, die Abnahme der Wracks aus 
der Hand des einzelnen zu erleichtern. Automobil- 
verbände könnten dabei den Interessen der Auto- 
besitzer stärkeres Gewicht verleihen. 

Weil es sich bei abgestellten Autowracks um ge- 
stohlene Fahrzeuge handeln kann, muß die Polizei 
vor der Beseitigung zugezogen werden. Sie kann 
dank ihrer fortgeschrittenen Informationstechnik in 
der Regel sehr schnell feststellen, ob Autos gestoh- 
len sind. 

Die Zusammenarbeit aller genannten Stellen könnte 
vor allem darin bestehen, daß sie durch Absprachen 
untereinander den Letztbesitzer die Abnahme des 
Autowracks erleichtern. Schon die Aufklärung über 
Beseitigungsmöglichkeiten — zum Beispiel durch 
Merkblätter der Zulassungsstellen — kann dem 
einzelnen helfen. Dabei sollte er auch auf die Mög- 
lichkeit kostendeckender oder erlösbringender Be- 
seitigung hingewiesen werden. 

Welchen Nutzen eine geeignete Organisation in 
diesem Bereich bringen kann, hat sich in einigen 
Fällen schon erwiesen; So hat der Allgemeine 
Deutsche Automobil-Club — ADAC — Nordrhein 
in Köln seit November 1972 bei acht Geschäftsstellen 
Abschleppdienste eingerichtet und bisher über 600 
Autowracks beseitigen lassen. 

Das Verfahren, unter Ausnutzung der örtlichen Ge- 
gebenheiten aufgebaut, läuft ohne finanzielle Stüt- 
zung von außen reibungslos ab. Beteiligt sind alle 
Autoverwertungs-Unternehmen, die über Ab- 
schleppfahrzeuge verfügen. Im Einzelfall geschieht 
jeweils folgendes: 

— ■ Das Fahrzeug wird beim Straßenverkehrsamt 
unter Entwertung des Kraftfahrzeug-Briefes end- 
gültig abgemeldet. 

Beim Straßenverkehrsamt oder beim ADAC wird 
unter Abgabe des entwerteten Briefes und des 
Fahrzeugschlüssels auf Formblatt die kostenlose 
Verschrottung des Fahrzeugs erbeten. 

— Der Besitzer stellt seinen Wagen so ab, daß er 
dem Abschleppdienst zugänglich ist. 

— Dieser holt das Fahrzeug spätestens nach drei bis 
vier Tagen ab. 

Die Bundesregierung wird zusammen mit den Län- 
dern auf die zuvor genannten Stellen einwirken, in 
Zukunft so, wie im einzelnen dargestellt, zusam- 
menzuarbeiten. 

Davon abgesehen ist jedoch eine Intensivierung des 
Gesetzesvollzugs unerläßlich. Auch dazu bedarf es 
einer gewissen Organisation, bei der die örtlichen 
Gegebenheiten zu beachten sind. Große Städte mit 
dichter Besiedelung haben bei der Beseitigung wild 
abgestellter Wracks in wohlüberlegten Aktionen 
und durch konsequente Ausnutzung der gesetz- 
lichen Möglichkeiten beachtliche Erfolge erzielt. Bre- 
men beispielsweise hat für seinen Bereich das Auto- 
wrackproblem gelöst und alle herumstehenden 
Wracks beseitigt. Als Beispiel eines praktischen 


Verfahrens, bei dem die Beseitigung unter Klärung 
etwaiger noch aufrechterhaltener Eigentumsansprü- 
che behördlich angeordnet wird, sei hier das in Mün- 
chen angewendete Plaketten-Aufklebeverfahren er- 
wähnt: Mit roten Aufklebern wird der Wrackeigen- 
tümer zur Beseitigung seines Fahrzeuges aufgefor- 
dert; für den Fall, daß er dieser Aufforderung inner- 
halb der gesetzten Frist nicht nachkommt, droht man 
ihm auf der Grundlage des Polizeirechts Ersatzvor- 
nahme unter Auferlegung der Kosten an. Derartige 
durchorganisierte Verfahren des Gesetzesvollzugs 
unter Nutzung örtlicher Gegebenheiten versprechen 
am ehesten Erfolg. 

Die in der Länderarbeitsgemeinschaft Abfallbeseiti- 
gung zusammengeschlossenen Ressorts haben ange- 
regt, Vorschläge zur Erleichterung des Verwaltungs- 
vollzugs zu entwickeln. Der Bundesminister des 
Innern ist bereit, dabei mitzuarbeiten. 

Das Abfallbeseitigungsgesetz bietet weitere Mög- 
lichkeiten, die Autowrackbeseitigung zu ordnen und 
auf längere Sicht zu sichern. Dazu gehört vor allem 
eine überörtliche Abfallbeseitigungs-Planung, ferner 
die Möglichkeit, bei der Zulassung orstfester Anla- 
gen für Autowracks Auflagen zu machen und son- 
stige Nebenbestimmungen zu erlassen. 

Die Preise für Shredderschrott haben mit bis zu 
230 Mark gegenwärtig einen ungewöhnlich hohen 
Stand erreicht. Anzeichen dafür, daß in absehbarer 
Zeit mit einem wesentlichen Rückgang zu rechnen 
ist, gibt es nicht. Die Beseitigungskosten sind also 
bis auf weiteres durch den Schrotterlös reichlich zu 
decken. Zur Sicherung der Autowrackbeseitigung 
bedarf es daher vorerst keiner zusätzlichen Maß- 
nahmen. 

Für den Fall, daß die Schrottpreise auf weitere Sicht 
und nicht nur vorübergehend sinken sollten, befaßt 
sich die Bundesregierung mit Überlegungen, durch 
welche Maßnahmen auch dann eine ordnungsmäßige 
Autowrackbeseitigung sichergestellt werden kann. 
Dabei wird es von Vorteil sein, wenn sich in der 
gegenwärtigen günstigen Lage die Abgabe der 
Autowracks aus der Hand des letzten Besitzers orga- 
nisatorisch gut eingespielt hat. 

4.3.2 Altreifen 

Die Beseitigung der Altreifen ist weiter zu verbes- 
sern. 

Bei der Zulassung von Zentraldeponien läßt sich 
durch Auflagen sicherstellen, daß auch zerstückelte 
Altreifen zur Ablagerung angenommen werden. Eine 
Zerkleinerungsmaschine muß zur Ausrüstung sol- 
cher Deponien gehören. Die geringen Beseitigungs- 
kosten sind von den Benutzern zu tragen. 

Die Wiederverwertung von Reifen wird nach den 
Feststellungen des Battelle-Instituts schon jetzt 
wirtschaftlich betrieben. Der Umfang der Wieder- 
verwertung kann — ohne finanzielle Zuwendun- 
gen — durch freiwillige Einschaltung des Reifen- 
handels in die Sammlung von Altreifen vergrößert 
werden. 
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5 Ausfuhr von Autoschrott in Nicht-EWG-Länder 


Die Europäische Wirtschaftsgemeinschaft hat 1953 
verboten, Schrott in dritte Länder auszuführen, weil 
in ihrem Bereich seit Jahren und auf längere Sicht 
ein Schrottdefizit besteht. 

In der Vergangenheit ist das Verbot bei zurück- 
gehender Stahlkonjunktur und damit nachlassender 
Schrottnachfrage jeweils für kurze Zeit ausgesetzt 
worden. Erst seit Anfang 1971 darf „Umweltschrott", 
besonders Autoschrott, ohne Unterbrechung ent- 
weder über Exportkontingente oder infolge Ausset- 
zung des Schrottausführverbots in dritte Länder aus- 
geführt werden. Die derzeit geltende Aussetzung 
des Verbots war zunächst bis zum 31. Dezember 
1973 befristet worden. 

Seit Beginn dieses Jahres herrscht auf dem Schrott- 
markt wegen weltweiter Stahlkonjunktur eine sehr 
starke Nachfrage. Dies zeigt sich vor allem in der 
Preisentwicklung: 

So hat sich der Preis für die Standardsorte 03 (sor- 
tierter Sammelschrott) — frei Essen — von 120 Mark 
je Tonne Ende 1972 auf 210 Mark je Tonne im 


Dezember 1973 erhöht. Trotz dieser günstigen In- 
landskonjunktur konnte es die Bundesregierung bei 
den Verhandlungen mit den übrigen Mitgliedern 
der Gemeinschaft durchsetzen, daß „Umweltschrott" 
in dritte Länder auch noch während des ersten Vier- 
teljahres 1974 ausgeführt werden darf. Die Kom- 
mission der Gemeinschaft wird Anfang 1975 einen 
Bericht über den Schrottmarkt im Bereich der Ge- 
meinschaft vorlegen, der als Grundlage für eine 
längerfristige Regelung der Schrottausfuhr in dritte 
Länder dienen soll. 

Wie schon bisher, wird sich die Bundesregierung 
auch bei den kommenden Verhandlungen inner- 
halb der Gemeinschaft dafür einsetzen, daß „Um- 
weltschrott" künftig unbeschränkt in dritte Länder 
ausgeführt werden darf. Die Schrottwirtschaft soll 
in die Lage versetzt werden, auch in Zeiten niedri- 
ger Stahlkonjunktur innerhalb der Gemeinschafts- 
länder etwaige Absatzschwierigkeiten durch ver- 
mehrte Ausfuhren in andere Länder auszugleichen 
und dadurch einem Preisverfall frühzeitig entgegen- 
zuwirken. 
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Anlage 


Bericht des Bundesministers des Innern über die Verfahren zur ordnungsgemäßen Einsammlung, 
Beseitigung oder Wiederverwertung von Autowracks und Altreifen im In- und Ausland und 
die Möglichkeit einer kostendeckenden Beseitigung der Autowracks 


1 Vorbemerkungen 

2 Autowrackmengen 

3 Einsammlung von Autowracks 

4 Beseitigung und Wiederverwertung von 
Autowracks 

4.1 Herkömmliche Karosserieschrottbereitung 

4.2 Shredderanlagen — Allgemeines 

4.2.1 Shredderanlagen in Europa (EGKS-Staaten) 

4.2.2 Probleme der Shredderanlagen 

4.2.3 Weiterentwicklungen 

4.2.3. 1 Wärmebehandlung zur NE-Metallgehalt- 
Senkung 

4. 2. 3. 2 Tiefkühl-Shreddern 

4.2.4 Shredderanlagen — Zusammenfassung 

5 Wert von Autowracks und Beseitigungsko- 
sten 

6 Situation der Autowrackbeseitigung im Aus- 
land 

6.1 Frankreich 

6.2 Niederlande 

6.3 Schweden 

6.4 Schweiz 

6.5 USA 

6.6 Japan 

7 Altreifenbeseitigung 

8 Strukturveränderung in der wirtschaftlichen 
Verarbeitung von Autowracks 

9 Umstellung auf Verursacher gebühren 


1 Vorbemerkungen 

Der Innenausschuß des Deutschen Bundestages hat 
in der Sitzung vom 3. Februar 1972 (Protokoll 
Nr. 77, S. 35 und 36) den Bundesminister des Innern 
aufgefordert, bis zum 31. Dezember 1972 zu be- 
richten, 

„welche Verfahren zur ordnungsgemäßen Ein- 
sammlung, Beseitigung oder Wiederverwertung 


der Autowracks und Altreifen im In- und Ausland 
bestehen oder entwickelt werden und zu prüfen, 
ob eine kostendeckende Beseitigung der Auto- 
wracks einschließlich des Einsammelns möglich 
sein wird, wenn nicht, in welcher Weise 

1. Gebühren nach dem Verursacherprinzip erho- 
ben, 

2. die eingehenden Beiträge verwaltet, 

3. die Kostenerstattungen geregelt 
werden können." 

Gleichzeitig hat der Innenausschuß einen Entschlie- 
ßungsantrag vorgelegt, den der Bundestag in seiner 
175. Sitzung am 2. März 1972 angenommen hat (s. 
Niederschrift 175. Sitzung, S. 10 118 ff.) und zu 
einem späteren weiteren Bericht über das Problem 
Autowracks und Altreifen auffordert, indem die 
Bundesregierung ersucht wird 

„a) auf die Entwicklung befriedigender Verfah- 
ren zur ordnungsgemäßen Einsammlung, Be- 
seitigung oder Wiederverwertung der Auto- 
wracks und Altreifen hinzuwirken und bis 
zum 31. Dezember 1973 über die bis dahin 
gewonnenen Erfahrungen zu berichten, insbe- 
sondere darüber, ob die Vorschriften des 
Abfallbeseitigungsgesetzes hierfür ausrei- 
chen und erforderlichenfalls Vorschläge für 
zusätzliche gesetzliche Regelungen vorzule- 
gen, die sachgerechte Lösungen in anderen 
Staaten und Erkenntnisse der Bundesländer 
berücksichtigen; 

b) darauf hinzuwirken, daß die Aufhebung des 
Verbots der Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften, Schrott in Drittländer auszu- 
führen, hinsichtlich des Autoschrotts beibe- 
halten wird." 

Der Bundesminister des Innern hat im Hinblick auf 
den Bericht zum 31. Dezember 1973 dem Batelle- 
Institut in Frankfurt, das bereits 1968 auf diesem 
Gebiet gutachtlich tätig war, den Auftrag für ein den 
neuesten Entwicklungen angepaßtes Gutachten „Un- 
tersuchung über den derzeitigen Stand der Auto- 
wrackbeseitigung in der Bundesrepublik Deutsch- 
land" erteilt, daß bis zum 30. September 1973 abge- 
schlossen sein soll. 

Für den hiermit vorgelegten Bericht konnten nur 
eigene Recherchen des Bundesinnenministeriums bei 
den einschlägigen Verbänden, den Industrieunter- 
nehmen, dem Bundesminister für Wirtschaft, dem 
Bundesminister für Verkehr sowie den Deutschen 
Botschaften in Paris, Den Haag, Washington und der 
Schweizerischen sowie der Königlich Schwedischen 
Botschaft in Bonn zugrunde gelegt werden. 
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In Anbetracht der noch laufenden Untersuchungen 
und auch der Kürze der Zeit seit Inkrafttreten des 
Abfallbeseitigungsgesetzes (11. Juni 1972) muß dar- 
auf hingewiesen werden, daß hier noch keine ab- 
schließende Darstellung des Problems „Autowrack- 
und Altreifen-Beseitigung" gegeben werden konnte 
und weiterführende Schlüsse im zweiten Bericht zu 
erwarten sind. Es wird jedoch ein Situationsbericht 
gegeben, aus dem auch bereits bestehende Tenden- 
zen auf dem Gebiet ersichtlich sind. 


2 Autowrackmengen 

Hinsichtlich der Zahl der Schrottautos ist man noch 
weitgehend auf Schätzungen angewiesen, die stark 
differieren. Es hat den Anschein, daß viele Kraft- 
fahrzeug-Zulassungsstellen nach ihren Unterlagen 
nicht imstande sind, genaue Auskunft über den 
Grund der Löschungen von Kraftfahrzeugen (z. B. 
Ausfuhr ins Ausland, Verschrottung oder andere 
Verwertung) zu geben. 

Aufgrund der von den 55 Industrie- und Handels- 
kammern durchgeführten Ermittlungen *) betrug die 
Zahl der Schrottautos (zum Teil Schätzungen) für 

1970 504 000 bis 539 000 

1971 543 000 bis 577 000. 

Das ist nur etwa mehr als die Hälfte der offiziellen 
Kraftfahrzeuglöschungen. 

Schätzungen im Bereich einzelner Länder ergaben 
für Niedersachsen 1970 91 750 und 

für Bayern 1970 140 000 Schrottautos. 

Aus den monatlichen Mitteilungen des Kraftfahr- 
zeug-Bundesamtes sind folgende Zahlen der PKW- 
Löschungen für das Bundesgebiet von 1962 bis 1971 
zu entnehmen: 


1962 

196 869 

1963 

263 954 

1964 

349 169 

1965 

417 462 

1966 

522 398 

1967 

581 645 

1968 

630 568 

1969 

648 603 

1970 

807 176 

1971 

1 024 160 


*) Auf Anregung des BMI hat der Deutsche Industrie- 
und Handelstag im Frühjahr 1972 die Industrie- und 
Handelskammern gebeten, lür ihre Kammerbezirke 
oder zumindest für einige Städte bestimmte Fragen 
zur Beseitigung von Autowracks zu beantworten. Der 
Bericht über das Ergebnis der Kammerumfrage wurde 
dem BMI vom DIHT im Juli 1972 zur Verfügung ge- 
stellt. 


Von diesen Kraftfahrzeuglöschungen sind bereits 
die Kraftfahrzeuge abgezogen, die aus dem Bundes- 
gebiet ausgeführt worden sind, so daß es sich bei 
diesen Zahlen um echte Schrottautos handeln muß. 
Diese Ausfuhrzahlen (Gebrauchtwagenexport) sind 
übrigens rückläufig. Während 1962 noch 20 Vo der 
gelöschten PKW ins Ausland verbracht wurden, 
waren es 1971 nur noch 5 ®/o. 

Eine Anfrage beim Kraftfahrzeug-Bundesamt in 
Flensburg ergab, daß die Löschungen nach Zulas- 
sungsbezirken (kreisfreie Städte und Landkreise) 
gemeldet werden und daher regional aufgegliedert 
werden können. Dies dürfte wichtiges Zahlenmate- 
rial für die Einrichtung von Autowrack-Sammelstel- 
len und den Standort für die Errichtung von 
Shredderanlagen sein. 

Bei den wild abgestellten Kraftfahrzeugen ist na- 
turgemäß die Dunkelziffer sehr hoch. In Berlin wer- 
den jährlich rund 7 500 Anzeigen wegen Abstellen 
von Autowracks auf öffentlichen Straßen und Plät- 
zen erstattet, davon allerdings nur rund etwas über 
3000 polizeilich beseitigt. 

In Hamburg ist ebenso wie in anderen Städten ein 
Bußgeldkatalog eingeführt. Für Autowracks, die ord- 
nungswidrig auf Straßen und Plätzen abgestellt 
wurden und deren Besitzer eine Aufforderung zum 
Abtransport erhielten, werden 200 DM bis 300 DM 
verlangt. Diese Summe setzt sich zusammen aus: 

Geldbuße: 50 DM (Verdoppelung bei Überschreitung 
der gesetzten Fristen für die Beseitigung) 

Sondernutzungsgebühr: 30 DM pro Monat 

Aufbewahrungsgebühr bei Schrotthändler: 32 DM 
pro Monat 

Transport: 60 bis 80 DM (einschl. Verschrottung). 

Aus Duisburg und Wuppertal werden Kosten in 
Höhe von 500 DM gemeldet. Bei Zulassung eines 
Kraftfahrzeuges wird in Wuppertal ein Merkblatt 
ausgegeben mit den Namen der Firmen, die Wracks 
annehmen. Diese Ordnungsämter sind auch in der 
Lage, genaue Angaben über die Zahl der Schrott- 
autos zu machen. 

Bei den wild abgestellten Kraftfahrzeugen ist man 
im übrigen auf Schätzungen angewiesen, da nicht 
alle wild abgestellten Kraftfahrzeuge angezeigt oder 
sonst festgestellt werden. Die Schätzquoten liegen 
im allgemeinen zwischen 5 und 7 ®/o der Schrott- 
autos. Wenn man von den Löschungen ausgeht, 
würde es sich somit im Jahr 1971 um rund 50 000 
bis 70 000 wild abgestellte Kraftfahrzeuge handeln. 
Zum Teil werden aber auch höhere Zahlen geschätzt. 
Dies mag räumlich verschieden sein. Der Anteil wild 
abgestellter Wracks ist aller Wahrscheinlichkeit 
nach in ländlichen Gebieten höher. 


3 Einsammlung von Autowracks 

Die Einsammlung von Schrottabfällen aller Art er- 
folgt wie bisher im wesentlichen durch den Schrott- 
handel. Dieser führt sie meist einer Weiterverwen- 
dung zu und vermeidet damit, daß diese Stoffe als 
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Abfall beseitigt werden müssen. Der Schrotthandel 
hat sich auch der Einsammlung von Autowracks an- 
genommen. 

Die Erfassung der Autowracks erfolgt in der Regel 
auf folgende Weise: 

— Anlieferung des Schrottautos durch den Eigen- 
tümer zum Schrottplatz oder 

— Abschleppen durch Abschleppdienst (insbeson- 
dere bei Unfallautos) zum Schrottplatz und ge- 
legentlich als 

— Anlieferung durch den Eigentümer zur öffent- 
lichen Müllkippe, wo sie in den meisten Fällen 
in gewissen Abständen vom Schrotthandel abge- 
holt werden. 

In welcher Weise die Verwertung der Autowracks 
durch den Schrotthandel erfolgt, zeigt sich am be- 
sten, wenn es für die einzelnen Sparten dargestellt 
wird; 

a) Die unterste Erfassungsstufe bilden zusammen 
mit dem Schrottsammler die Platz- oder Klein- 
händler. Der Platzhändler fährt auch mit seinem 
Kleinwagen herum, um den Schrott in Haushal- 
tungen, in kleinen Gewerbebetrieben, in Schmie- 
den, auf Kippen usw., abzuholen. Diese Klein- 
händler haben meist keine großen Plätze, keine 
Geräte, also auch keine Einrichtungen, die sie 
zukünftig geeignet erscheinen lassen, als Auto- 
wracksammelstelle tätig zu sein. Sammler und 
Kleinhändler liefern den Schrott im allgemeinen 
an die meist mittelständischen Schrottgroßhänd- 
ler ab. 

b) Als wichtigste Sparte des Schrotthandels ist der 
Schrottgroßhandel (Zubringerhandel) anzusehen. 
Schrottgroßhändler ist derjenige Händler, der 
Schrott waggonweise zur Verladung bringt. Der 
Schrottgroßhändler verfügt über größere Lager- 
möglichkeiten, ist mit Schrott-Aufarbeitungsma- 
schinen ausgerüstet und beliefert die eisenschaf- 
fende Industrie mit rund Vs des gesamten Zu- 
kaufschrotts. 

Diese Handelssparte verarbeitet den angefalle- 
nen Schrott zu den Schrottsorten, die die Eisen- 
und Stahlindustrie für ihre Elektro-, Siemens- 
Martin- und Hochöfen benötigt. Die Plätze sind 
im allgemeinen so angelegt und eingerichtet, daß 
sie über gute Transportanschlüsse verfügen und, 
sofern nicht andere Gründe, etwa des Land- 
schaftsschutzes dagegensprechen, als Autowrack- 
sammelplätze eingerichtet werden könnten. Das 
Schrottaufkommen des Schrottgroßhandels in den 
einzelnen Firmen liegt zwischen 300 und 10 000 t 
monatlich. 

c) Die unmittelbare Belieferung der eisenschaffen- 
den Industrie erfolgt durch den sogenannten 
Vertragshändler oder Werkshändler. Bei dieser 
Handelssparte muß unterschieden werden zwi- 
schen konzerngebundenem Werkshandel und 
freiem Werkshandel. Die bedeutendsten Kon- 
zernhändler in der Bundesrepublik sind: 


Schrotthandel Sonnenberg (Thyssenkonzem), 
Eisen und Metall (Mannesmannkonzern), 
Hansa-Rohstoffe (Krupp bzw. Thyssen), 
Klöckner-Rohstoffe, 

Deutsche Erz- und Metallunion (Salzgitter/Peine), 

Hoesch und Geller (für die Hoeschgruppe in 
Dortmund), 

Weiter sind als konzerngebundene Werkshänd- 
ler die VEM und Ferrum zu erwähnen; darüber 
hinaus sind im Saarland noch konzerngebundene 
Werkshandelsfirmen vorhanden, die aber aus- 
schließlich die Werke an der Saar beliefern. 

Die deutschen Stahlwerke kaufen also nicht direkt 
beim mittelständischen Schrotthandel, so daß dieser 
keine unmittelbare Verkaufsmöglichkeit hat. Im 
Gußbruchmarkt sind die Marktverhältnisse anders 
gelagert. Hier tritt der mittelständische Schrottgroß- 
händler auch als Direktbelieferer für die Werke 
auf. 

Auch der Konzern- oder Werkshandel selbst unter- 
hält Plätze, auf denen Schrott verarbeitet wird und 
die gegebenenfalls auch als Autowracksammelplätze 
geeignet wären. Grundsätzlich ist jedoch festzustel- 
len, daß der Konzernhändler nach Möglichkeit be- 
reits chargierfähiges Material kauft, auf Lager hält 
und dieses Material direkt an das Stahlwerk liefert. 

Nach den bisherigen' Erfahrungen nimmt die Zahl 
der Autoverwerter und kleinen Schrotthändler aus 
folgenden Gründen ab: 

— Das Ausschlachten von Autos ist sehr personal- 
aufwendig. Arbeitskräfte sind dafür immer 
schwieriger zu finden. 

— Der Betrieb von Ausschlacht- oder Schrottplätzen 
kann in vielen Fällen den Bestimmungen über 
Reinhaltung von Luft und Wasser, über Lärmbe- 
lästigung und Landschaftsschutz sowie den all- 
gemeinen hygienischen Bedingungen nicht nach- 
kommen, so daß viele Plätze geschlossen werden 
müssen (§ 5 Abfallbeseitigungsgesetz). 

— Die Kosten für Gebäude und Personal können bei 
kleinen Durchsatzmengen und geringer maschi- 
neller Ausrüstung durch die Erlöse aus dem Ver- 
kauf von Einzelteilen und Schrottwagen kaum 
noch gedeckt werden. 

Die abnehmende Zahl kleiner und kleinster Schrott- 
betriebe führt aber dazu, daß die Transportentfer- 
nung der Autowracks vom Anfallort bis zum Ver- 
werter größer und damit die Transportkosten höher 
werden. 


4 Beseitigung und Wiederverwertung von Auto- 
wracks 

Da bei der Verschrottung von Autowracks etwa 
80 Vo des Eingangsgewichts der Karossen als Quali- 
tätsschrott gewonnen werden können, wäre die Be- 
seitigung von Autowracks in geordneten Deponien 
wenig sinnvoll. Allenfalls könnte dies zweckmäßig 
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sein, wenn nur einzelne Wracks auf Deponien ge- 
langen oder sonstige Umstände (Lage des Wracks, 
Gewicht, Transportmöglichkeit, aber auch Arbeits- 
kräftemangel) vorliegen. Der Einsatz schwerer Ver- 
dichterfahrzeuge ermöglicht dann nach weitgehen- 
dem Flachwalzen einen geordneten Einbau einzel- 
ner Wracks in die Deponie, ohne daß hierbei stö- 
rende Hohlräume entstehen. Das durch die Nieder- 
schläge bedingte Rosten beschleunigt den Abbau des 
Wracks. 

Derartige Beseitigung von Autowracks ohne die 
mögliche Wiederverwendung des relativ hochwer- 
tigen Schrotts ist jedoch als Ausnahme anzusehen, 
und sollte möglichst vermieden werden. Man kann 
heute von der Annahme ausgehen, daß die Schrott- 
gewinnung aus Autowracks nach wie vor das für 
die Beseitigung beste Verfahren bleibt. 

4.1 Herkömmliche Karosserieschrottbereitung 

Nach den bisher üblichen Methoden wurden vor der 
Verschrottung an den Autowracks Motor, Getriebe, 
Differential, Halbachsen, Kühler, Batterie, Räder 
und insbesondere die Reifen ausgebaut und nicht- 
metallische Bestandteile (Glas, Holz, Textilien, 
Kunststoffe usw.) entfernt. 

Außerdem werden als Ersatzteile wiederverwend- 
bare Stücke ausgebaut, die in gewissen Gegenden 
noch einen interessanten Absatzmarkt haben. Alle 
diese Arbeitsgänge werden normalerweise von Hand 
ausgeführt und sind infolgedessen verhältnismäßig 
teuer. Deshalb werden auch andere Methoden an- 
gewandt, etwa die Entfernung des Motors durch 
einen Kran oder das Ausbrennen der Karosserie im 
Freien oder in besonderen Verbrennungsanlagen. 

Der verbleibende Schrott muß danach so weiterbe- 
handelt werden, daß er einfach zu transportieren 
und in der Eisenhüttenindustrie ohne besondere 
Schwierigkeiten zu verwenden ist. Herkömmliche 
Verfahren hierzu sind der Brennschnitt oder das 
Schneiden mit Scheren, ferner das Paketieren mittels 
kleiner oder großer Pressen, mit denen eine oder 
mehrere Karosserien gleichzeitig in Pakete gepreßt 
werden können, deren Abmessungen eine leichte 
Verwendung in der Hüttenindustrie, besonders in 
Martinöfen, zulassen. 

Der so aufbereitete Schrott ist heute für die Hütten- 
industrie jedoch nur von beschränktem Interesse 
wegen seines hohen Gehalts an NE-Metallen und 
nichtmetallischen Stoffen, die in der Schmelze nicht 
zu entfernende Verunreinigungen verursachen kön- 
nen. 

In den 50er- und zu Beginn der 60er Jahre ist der 
Verbrauch an diesem Schrott nach und nach zurück- 
gegangen, abgesehen von Hochkonjunkturperioden, 
in denen die Anschaffung solchen Schrotts oft von 
Verkäufern im Rahmen eines bestimmten Sortiments 
auferlegt wurde. Rückgang der Nachfrage und da- 
mit verbundener Preisverfall führten vor allem in 
den Vereinigten Staaten zu einer starken Erhöhung 
der Lagerbestände an solchem Schrott und zu einer 
Begrenzung des Aktionsradius der Altautoverschrot- 
tungsunternehmer; die Beförderungskosten wirkten 
von einer bestimmten Distanz an prohibitiv. Gleich- 


zeitig wurden immer mehr Autowracks wild abge- 
stellt, insbesondere in Gegenden, die von Sammel- 
stellen weiter entfernt waren. 

4.2 Shredderanlagen — Allgemeines 

Bei der Suche nach wirksameren Methoden der Ka- 
rosserieschrottaufbereitung bestand das Hauptziel 
darin, den Gehalt an NE-Metallen, vor allem Kupfer, 
auf einen für die Hüttentechnik annehmbaren Grad 
zu reduzieren; denn Kupfer ist aus der flüssigen 
Schmelze nicht mehr zu entfernen und schränkt die 
Qualität des Stahls, der normalerweise weniger als 
0,05 Vo Kupfer enthalten sollte, beträchtlich ein. 

Bereits 1960 hatte der amerikanische Unternehmer 
Sam Proler ein System patentieren lassen, das er 
„Verfahren zum Affinieren von Autoschrott und 
ähnlichem Schrott" nannte. Analoge Verfahren sind 
u. a. von den Firmen Luria Bros, Newell und Ham- 
mermills in industriellem Maßstab angewandt wor- 
den. Die genannten Unternehmen erstreckten ihre Tä- 
tigkeit von 1965 an auch auf den europäischen Markt, 
nachdem sie ihre nach den Eigenschaften der ameri- 
kanischen Kraftfahrzeuge und des amerikanischen 
Marktes entwickelten Anlagen dem europäischen 
Markt angepaßt hatten. Die Firma Hammeimills 
baute in Zusammenarbeit mit der „Companie Fran- 
Caise des Ferrailles" die erste Anlage dieser Art in 
Europa in Athis-Mons in der Pariser Gegend, und 
die Firma Lindemann erwarb eine Herstellerlizenz 
für die Newell-Methode. Die Firma Proler lieferte 
einem im Südosten Englands niedergelassenen eng- 
lischen Konzern eine große Shredderanlage. 

Die von Proler entwickelte und von den anderen 
amerikanischen und europäischen Unternehmen an- 
gewandte Methode besteht im wesentlichen in der 
Zerkleinerung von mehr oder minder vorbereiteten, 
zuvor zertrennten oder nicht zertrennten Fahrzeugen 
in einer Trommel, in der eine Anzahl Hämmer auf 
einer mit hoher Geschwindigkeit rotierenden, von 
einem Elektromotor angetriebenen Welle ange- 
bracht sind. Darauf folgten die magnetische Tren- 
nung der Teile, eventuell die Trennung von Hand, 
das Absaugen des Staubs usw. Sämtliche der von 
den genannten Unternehmen entwickelten Methoden 
stellen eine Kombination einiger auf die eigentliche 
Zerkleinerung folgenden Phasen dar. Das Ziel dieser 
Arbeitsgänge besteht darin, ein möglichst nicht- 
metall-freies und NE-Metall-freies Produkt von hin- 
reichendem Schüttgewicht zu erhalten, das für die 
verschiedenen Stahlerzeugungsverfahren verwendet 
werden kann. 

Als Endprodukt entstehen Stücke in der Größenord- 
nung 3 bis 25 cm und einem Schüttgewicht zwischen 
900 und 1 200 kg/m^. Der Gehalt an Inertstoffen und 
NE-Metallen schwankt je nach der für die Reinigung 
des Schrotts angewandten Methode beträchtlich. 
Der Kupfergehalt beträgt im Durchschnitt 0,18 bis 
0,22 o/o. 

Die Vorbereitung des Kraftfahrzeugs vor der Zer- 
kleinerung hat für die Erzeugung eines von Verun- 
reinigungen freien Produktes Bedeutung, doch muß 
sie wegen der hohen Kosten oft auf die am leichte- 
sten entfernbaren Teile, insbesondere Reifen be- 
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schränkt werden, die auch der Shredderanlage selbst 
gewisse Schwierigkeiten bereiten. 

42.1 Shredderanlagen in Europa (EGKS-Staaten) 

Die in den Mitgliedstaaten der Europäischen Ge- 
meinschaft für Kohle und Stahl verbreitetsten 
Shredderanlagen sind von den Lindemann-, Newell- 
und Hammermills-Systemen abgeleitet. Neuestens 
ist auch das System der American Pulverizer Comp, 
von der Firma Becker in der Bundesrepublik 
Deutschland angewandt worden. Die europäischen 
Anlagen erreichen weder die Größe noch die Lei- 
stung der amerikanischen Modelle, sind aber nicht 
grundlegend verschieden voneinander. 

Die Anlagen besitzen auch Entstaubungssysteme 
zur Absaugung und Entfernung des .Staubes, der 
während der verschiedenen Arbeitsphasen entsteht. 
Die Motorleistung schwankt bei den europäischen 
Anlagen zwischen 500 und 4 000 PS, die Produktions- 
kapazitäten werden auf 50 bis 400 t pro Arbeitstag 
von acht Stunden geschätzt. 

4.2.2 Probleme der Shredderanlagen 

Mit den neuen Shredderanlagen für Autowracks ent- 
stehen in den Ländern der Gemeinschaft gewisse 
Probleme. Wenn auch ein abschließendes wirtschaft- 
liches Urteil über Shredderanlagen noch verfrüht 
wäre, sollte doch auf einige dieser Probleme hinge- 
wiesen werden. 

Für sämtliche Anlagen besteht das Problem einer 
kontinuierlichen Versorgung mit Karosserien und 
ähnlichem Altmaterial wie bestimmten Haushalts- 
geräten, Kühlschränken, Herden, Fahrrädern oder 
Motorrädern. 

Die Kosten der Autowracksammlung, die in einigen 
Ländern noch außerordentlich hoch sind, die Kosten 
der Vorbereitung, der Verschrottung, des Transports 
bis zur Anlage sowie die von den nationalen Vor- 
schriften geforderten administrativen Formalitäten, 
etwa die Streichung in den Kraftfahrzeugregistern, 
stellen Faktoren dar, die den Tätigkeitsbereich der 
Anlagen und somit ihre tatsächliche Leistungsfähig- 
keit einschränken. Dazu kommen die hohen Investi- 
tonskosten von Maschinen und Infrastrukturen so- 
wie die Notwendigkeit einer relativ schneiten 
Amortisation der Anlage. Mit anderen Worten, es 
stellt sich die Frage der Wettbewerbsfähigkeit des 
„geshredderten" Schrotts sowohl gegenüber den 
übrigen Schrottarten als auch gegenüber den Roh- 
stoffen, über die die Eisenhüttenindustrie in ver- 
gleichbaren Mengen verfügt oder verfügen wird, 
d. h. Gußeisen, vorreduziertes Eisenerz und Pellets. 

Da die Qualitätsanforderungen für Stahl jedes Jahr 
höher sind, zeigt sich in der Eisenhüttenindustrie 
eine Tendenz zur Einschränkung des Verbrauchs von 
Schrott der unteren Gütegrade. Es besteht kein 
Zweifel, daß die Aufbereitung von Autoschrott und 
ähnlichen Rückständen durch „Shreddern" im Ver- 
gleich zu den herkömmlichen Aufbereitungsmetho- 
den einen eindeutigen qualitativen Fortschritt be- 
deutet. Doch stellt das Vorhandensein von NE-Me- 
tallen und anderen Verunreinigungen in Mengen, 
die für die Anforderungen der Eisenhüttenindustrie 


zur Zeit noch zu groß sind, für bestimmte Produk- 
tionszweige Schwierigkeiten dar. Aus diesen Grün- 
den wird die Perfektionierung der vorhandenen 
Shredderanlagen sowie die Entwicklung neuer 
Systeme fortgesetzt. 

4.2.3 Weiterentwicklungen 

Im Zusammenhang mit einer Verbesserung des her- 
kömmlichen Shredderverfahrens sind auch ein be- 
sonderes Schwingrost für Verbrennungsöfen und 
eine mobile Presse zum Zusammendrücken der Ka- 
rosserien und damit zur Erleichterung ihres Trans- 
ports zu erwähnen. 

Von den bedeutendsten Forschungsarbeiten zur 
Verbesserung der Karosserieschrottaufbereitungs- 
methoden sind folgende zwei besonders zu nennen: 

4.2.3. 1 Wärmebehandlung zur NE-Metallgehalt- 
Senkung 

Nachdem das U. S. Bureau of Mines festgestellt 
hatte, das große Shredderanlagen nur eine rentable 
Produktion erreichen, wenn sie in den großen 
Städtezonen gelegen sind, versuchte es ein Verfah- 
ren zu entwickeln, mit dem sich auch bei beschränk- 
ten Versorgungsmöglichkeiten wirtschaftliche Ergeb- 
nisse erzielen lassen. 

Es mußte festgestellt werden, ob die Kraftfahrzeuge 
in Pakete von hoher Güte verarbeitet werden kön- 
nen, indem sie in Verbrennungsanlagen ausge- 
brannt, anschließend auseinandergenommen und die 
einzelnen Stücke sorgfältig sortiert werden. Die Er- 
gebnisse der mit einer kleinen Anlage durchgeführ- 
ten Versuche ließen erkennen, daß die Kosten des 
Ausbrennens im Verhältnis zu den Gesamtkosten 
des Unternehmens relativ hoch sind. Dieselbe Stelle 
untersuchte ferner die Möglichkeiten zur Rückge- 
winnung der in den Karosserien enthaltenen NE- 
Metalle mit Hilfe eines Drehofens. 

Die Versuche haben erwiesen, daß mit einer Warm- 
behandlung sämtliche NE-Metalle, darunter Kupfer, 
ausgesondert werden können. Bei einer Ofentempe- 
ratur unter dem Schmelzpunkt von Kupfer in hoch- 
oxydierender Atmosphäre gelang es, das Kupfer 
auszusondern, doch führte dies zu einer starken 
Verminderung der Eisenproduktion. Eine Tempera- 
tur über dem Schmelzpunkt des Kupfers verhinderte 
das selektive Schmelzen dieses Metalles, da sich das 
Kupfer auf der Oberfläche des Stahls verbreitete, 
anstatt sich zusammenzuballen und ausgesondert 
werden zu können. 

Ein anderes, in Japan entwickeltes und „Carbeque" 
genanntes Verfahren besitzt ähnliche Eigenschaften, 
hat aber offensichtlich zu keinen befriedigenden 
Ergebnissen geführt. 

42.3.2 Tiefkühl-Shreddern 

Ein interessanter Versuch der Firma George et Cie., 
Lüttich, wird seit einiger Zeit zum ersten Mal in 
industriellem Maßstab durchgeführt und hat anschei- 
nend gute Zukunftsaussichten. 

Es handelt sich hierbei um das sogenannte „Kälte- 
verfahren", das auf der Ausnutzung der mechani- 
schen Eigenschaften der verschiedenen Metalle bei 
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niedriger Temperatur beruht. Es ist festgestellt wor- 
den, daß Kohlenstoffstähle und Eisen bei —120^ C 
zerbrechlich wie Glas werden, während Chrom- 
Nickel-Legierungen und Aluminium um so wider- 
standsfähiger werden, je tiefer die Temperaturen 
sinken. Kupfer bleibt dagegen verformbar. Nach 
diesem Grundsatz ist nun eine Anlage entwickelt 
worden, mit der Karosserieschrott bei niedriger 
Temperatur verarbeitet werden kann. 

Die Versuchsanlage umfaßt die vier nachstehenden 
Teile: 

a) Paketpresse 

b) Gefriertunnel 

c) Zerkleinerungsanlage 

d) Anlagen zur Aufbereitung des zerkleinerten Pro- 
duktes. 

a) Presse 

Es handelt sich um eine Presse von herkömm- 
lichem Typ mit einer genügend hohen Leistungs- 
fähigkeit, um ganze Automobile, einschließlich 
Motor, Sitze, Getriebe und Räder, vorzupressen. 
Automobile und möglicherweise Elektrohaus- 
haltsgeräte und sonstige leichte Erzeugnisse wer- 
den zu Paketen zusammengepreßt und in den Ge- 
friertunnel befördert. 

b) Gefriertunnel 

Die Pakete werden in einem Bad von flüssigem 
Stickstoff auf eine Temperatur von C ge- 

kühlt. Zur Rückgewinnung des im Stickstoff ent- 
haltenen Kälteinhalts wird der Kühlprozeß in 
zwei Phasen unterteilt, die in zwei getrenn- 
ten Tunnelstrecken stattfinden. In der ersten 
Phase werden die Pakete durch die Stickstoff- 
gase, die sich im Flüssigstickstoffbad beim Kon- 
takt mit den Paketen bilden, auf — 7° C ge- 
kühlt und in die sogenannte Vorkühlstrecke 
des Tunnels befördert. Am Ausgang des oberen 
Tunnels haben diese Gase ihren gesamten Kälte- 
inhalt abgegeben; ihre Temperatur beträgt nun- 
mehr etwa 0'^ C. 

In der zweiten Phase wird das vorgekühlte Paket 
in das Flüssigstickstoffbad getaucht, das von 
einem Behälter aus durch Röhren mit Stickstoff 
gespeist wird. 

c) Zerkleinerungsanlage 

Vom Ausgang des Tunnels gelangt das gekühlte 
Paket in die Zerkleinerungsanlage. Bei der indu- 
striellen Anlage ist dies ein Lindemann-Newell- 
Gerät mit Hämmern und einem 500-PS-Motor. 
Hier kann das Material wegen der hohen Sprö- 
digkeit der Eisenteile relativ leicht zerkleinert 
werden. Die Bruchstücke werden auf Ausmaße 
von 2 bis 4 cm reduziert. Die NE-Metalle und 
Inertstoffe bleiben wegen ihrer geringeren Zer- 
brechlichkeit größer. Eine mechanische Vorsor- 
tierung erfolgt somit schon in der Zerkleine- 
rungsanlage, die mit einem Gitter für den Ausstoß 
der zerkleinerten Produkte und einer Tür oder 
einem Gitter für den Ausstoß der größeren Teile 


(NE-Metalle, Drähte und massiven Stahlstücken) 
ausgestattet ist. 

d) Aufbereitung des zerkleinerten Materials 

Die zerkleinerten Teile des Tiefkühlschrottes 
werden magnetisch getrennt, um weitere NE- 
Metalle und sonstige Verunreinigungen auszu- 
sondern. Das so erhaltene Produkt hat ein Schütt- 
gewicht von 2,5 bis 3 t/m^ und einen Kupfergehalt 
von weniger als 0,1 Vo. Die NE-Metall-Teile wer- 
den anschließend nochmals sortiert, um sie zu 
ihrer weiteren Verwertung von den Abfallstoffen 
zu trennen. Außerdem verfügt die Anlage auch 
über ein Entstaubungssystem, mit dem Abfälle 
in Staubform, Textilien usw. abgesaugt werden. 

Das Kälteverfahren weist zahlreiche Vorteile auf. In 
erster Linie ist die Qualität des erzielten Produktes 
zu nennen, dessen Reinheit und Dichte höher sind als 
bei den mit den bisherigen Verfahren erzielten Pro- 
dukten. Ferner ist der Leistungsbedarf der Anlage 
bei gleicher Produktionskapazität niedriger. Bei der 
Bearbeitung besteht keine Explosionsgefahr und die 
Wartung der Anlage dürfte geringfügig sein. 

Die negativen Aspekte dieser Methode sind zur Zeit 
die hohen Kosten des flüssigen Stickstoffs und sei- 
nes Transports zur Anlage. Das Verfahren hat dort 
Chancen, wo flüssiger Stickstoff zu günstigen Prei- 
sen zu erhalten ist. 

4.2.4 Shredderanlagen • — Zusammenfassung 

Die meisten Shredderanlagen sind in den letzten 
zwei Jahren in Betrieb genommen worden und be- 
finden sich alle in der Nähe großer Städte. Probleme 
ergeben sich vor allem hinsichtlich der Versorgung 
mit Autowracks und der Transportkosten. Die Wirt- 
schaftlichkeit dieser Anlagen wird erst nach einge- 
henderen Untersuchungen beurteilt werden können, 
wobei eine gewisse Anlaufzeit für die technische 
und wirtschaftliche Anpasung des Produktionszyklus 
berücksichtigt werden muß. Ferner ist die Kapazität 
mit der Menge der auf dem Markt angebotenen Alt- 
autos in Einklang zu bringen und die Verbesserung 
der Qualität des zerkleinerten Schrotts anzustreben. 


5 Wert von Autowracks und Beseitigungskosten *) 

Bei der Verwertung von Autowracks entsteht eine 
Reihe wirtschaftlicher Aspekte, deren Kenntnis für 
die Beurteilung des Gesamtproblems notwendig ist. 
Entscheidend ist zunächst die Frage, wieweit für ein 
Autowrack ein Wert feststellbar ist. Hierbei ist zu 
unterscheiden zwischen einem Unfall-Fahrzeug mit 
Totalschaden, das neuwertig gewesen sein kann und 
noch viele verwertbare Teile besitzen kann und 
einem Autowrack, das infolge seines Alters nicht 
mehr fahrtüchtig ist. 

Eine Rolle spielt in der Bundesrepublik eine Wert- 
Bestimmungsliste, die „Schwake-Liste", so genannt 
nach dem Herausgeber, der ein Marktforschungs- 
institut betreibt und dessen Untersuchungen sich 


*) Unter Berücksichtigung der Angaben des DIHT vom 
Frühjahr 1972. 
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auch auf das Ausland erstrecken. Monatlich kommt 
von diesem Institut eine Marktberichtsliste mit den 
Einkaufs- und Verkaufswerten für alle auf dem deut- 
schen Markt üblichen Kraftfahrzeuge heraus. Die 
Liste läuft z. Z. bis Baujahr 1965. Kraftfahrzeuge, 
die älter sind, sind in der Liste nicht mehr erfaßt. 
Dies bedeutet, daß alle Kraftfahrzeuge, die älter 
sind, allenfalls einen geringen oder Liebhaberwert 
haben. 

Auch bei Kauf eines Neuwagens wird für die Inzah- 
lungnahme eines Gebrauchtwagens dessen Wert er- 
mittelt. Die wesentlichen Punkte sind Alter des 
Fahrzeugs und Zustand, Anzahl der Vorbesitzer, 
Baujahr. Es werden dann die Fehler festgestellt und 
was die Behebung der Fehler kostet. Diese Summe 
wird vom möglichen Listenwert abgezogen. 

In den meisten Fällen erhält der Käufer eines Neu- 
wagens auch für ein Autowrack noch eine Vergü- 
tung, oder der Verkäufer befördert das Wrack ko- 
stenlos zum Schrotthändier. Es hat den Anschein, 
daß bei Inzahlungnahme von Autowracks nicht so 
sehr der Wert des Autowracks und der eventuell zu 
erzielende Schrottpreis eine Rolle spielt, sondern 
daß der angerechnete Preis abhängig ist von Marke, 
Modell oder Preis des Neuwagens. Die angerech- 
nete Vergütung geht bis zu 5 Vo des Neuwagen- 
preises. 

Wenn beim Kauf eines Gebrauchtwagens überhaupt 
Vergütungen gezahlt werden, sind sie geringfügig 
und abhängig von den Verwertungsmöglichkeiten 
der noch gebrauchsfähigen Teile der Autowracks. 

Beim Erwerb der Autowracks durch den Schrotthan- 
del ist der Schrottwert ausschlaggebend. Dieser re- 
duziert sich um die Kosten der Aufbereitung des 
Wracks zur Verschrottung. Die Verarbeitungskosten 
für Autowracks in Shredderanlagen sind je nach 
Kapazität und Auslastung der Anlagen sehr unter- 
schiedlich. Sie liegen in einer mittleren Anlage etwa 
bei 75 DM/t. 

Der Einstandspreis für die Autowracks wird durch 
den Schrottpreis beeinflußt und ist dadurch gewis- 
sen Schwankungen ausgesetzt. Er betrug 1972 frei 
Lager im Schnitt etwa 50 DM je Wrack, wobei für 
ausgebrannte Wracks 5 bis 10 DM mehr gezahlt 
wurde. 

So lag der Preis für Shredderschrott im ersten Halb- 
jahr 1972 bei 127 DM, im zweiten Halbjahr wurden 
bei kaum schwankenden Preisen etwa 143 DM er- 
zielt. Inzwischen hat der Preis allerdings wegen der 
weltweiten Stahlkonjunktur und der dadurch be- 
dingten starken Nachfrage nach Schrott weiter ange- 
zogen (Februar 1973: 182 DM). 

Wegen der hohen Transportkosten, insbesondere 
für unverdichtete Autowracks wird die Wirtschaft- 
lichkeit einer Shredderanlage stark durch ihre ört- 
lichen Gegebenheiten — etwa Ballungszentren — , 
ihr Einzugsgebiet und ihre Verkehrslage beeinflußt. 
Im allgemeinen werden alle drei Hauptverkehrs- 
träger — Straße, Schiene und Wasserweg — benutzt, 
wobei insbesondere für größere Entfernungen der 
Wasserweg die günstigste Möglichkeit bietet. 
So lagen 1972 die Frachtkosten per Schiff für Trans- 


port innerhalb des Ruhrgebietes etwa bei 20 DM/t, 
während die Schiffsfracht von Karlsruhe bis ins 

Ruhrgebiet auch nur etwa 23 DM/t kostete. 

Eine weitere wichtige Belastung der Betriebskosten 
von Shredderanlagen stellen die Kosten für den 
Abtransport und die Beseitigung des beim Shred- 
dern anfallenden Rückstandsmülls dar. 

Die Beseitigung dieses Mülls kostet einschließlich 
Fracht durchschnittlich etwa 12 DM/t, wobei die Ent- 
fernungen Abweichungen bewirken können. 

Im allgemeinen verteilt sich das Ausbringen der 
Shredderanlagen wie folgt: 

Schrott etwa 75 

Müll etwa 24 Vo 

NE-Metalle etwa 1 ®/o. 

Auch die NE-Metalle erzielen einen Erlös, der jedoch 
wegen der geringen Menge und dem relativ hohen 
Arbeitsaufwand des Auslesens nicht ins Gewicht 
fällt. 

Das Ausschlachten von PKW's hat in den letzten 
Jahren an Bedeutung verloren, da Austauschteile 
von den Autofirmen preisgünstiger angeboten wer- 
den, der Ausbau von Teilen aus Wracks sehr lohn- 
intensiv ist, die Löhne steigen und der Absatz an 
ausgeschlachteter Ware problematischer wird. Das 
größte Problem sind dabei Sitze, Autoreifen und 
Fremdstoffe, wie kunststoffbeschichtetes Material. 

Nur noch in seltenen Fällen wird bei Anlieferung 
einzelner Wracks vom Schrotthändler eine gering- 
fügige Vergütung gezahlt. In Nordrhein-Westfalen 
und in der Nähe von Shredderanlagen gibt es zum 
Teil noch eine Vergütung. Dagegen werden im nord- 
deutschen Raum, im Rhein-Main-Gebiet und in Süd- 
deutschland sogar Entgelte für die Annahme von 
Autowracks verlangt. Diese liegen im allgemeinen 
bei 50 DM, zum Teil bis zu 100 DM, so z. B. in Frei- 
burg, Ulm, Bremen, Hamm und Hamburg. Häufig 
erfolgt die Abnahme überhaupt nur, wenn alle 
Fremdteile ausgebaut sind oder die Karosserie so- 
gar zerlegt ist. 

Bei Abholung durch den Schrotthändler reduziert 
sich eine eventuelle Vergütung oder erhöht sich ein 
ohnedies gefordertes Verwertungsentgelt um die 
Transportkosten, die im allgemeinen nach Kilome- 
tern berechnet werden. Man muß hier im Durch- 
schnitt mit Kosten von 100 DM rechnen. 

Vielfach liegen Klagen von Autohändlern im länd- 
lichen Raum, aber auch im Köln-Bonner-Raum vor, 
daß der Schrotthandel nicht über den nötigen Platz 
für die Lagerung verfüge und daher Autowracks 
nicht abnehme. 

Grundsätzlich ist zu sagen, daß die Kosten her- 
kömmlicher Verschrottungsmethoden steigen wer- 
den, so daß in absehbarer Zeit derartige Methoden 
nicht mehr wirtschaftlich sein werden. Demgegen- 
über zeichnet sich in der Errichtung und im Betrieb 
der zahlreichen neuen Shredderanlagen eine Ent- 
wicklung ab, durch die diese Schwierigkeiten über- 
wunden werden können, weil Schrott höherer Qua- 
lität auch in Zukunft Chancen haben wird. 
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6 Situation der Autowrackbeseitigung im Ausland 

Zur Information über dieses Problem sind durch die 
Botschaften Berichte über Frankreich, Niederlande, 
Schweden, Schweiz und USA eingeholt worden. 

Der Inhalt dieser Berichte wird in den folgenden 
Darstellungen wiedergegeben. Zusammengefaßt 
läßt sich zunächst folgendes sagen: 

Das Autowrackproblem stellt sich in den untersuch- 
ten Staaten im wesentlichen in gleicher Weise dar 
wie bei uns. Die gesetzlichen Voraussetzungen sind 
allerdings verschieden. Dabei zeigt es sich, daß die 
Bundesrepublik in vielen Punkten bereits Regelun- 
gen besitzt, die andere Staaten erst anstreben. So 
wird in den Berichten über die Niederlande, über die 
Schweiz und die USA von Gesetzentwürfen bzw. 
entsprechenden Mustergesetzen gesprochen, die im 
wesentlichen erst erlassen werden oder zur Anwen- 
dung kommen sollen. 

In Frankreich soll als eine wesentliche Maßnahme 
zunächst erst eine Kartei eingerichtet werden, aus 
der Fahrzeugeigentümer sowie Fahrgestellnummer 
jedes Kraftfahrzeugs hervorgehen, um Besitzer ab- 
gestellter Autowracks feststellen zu können. Es ist 
dies eine Einrichtung, die in der Bundesrepublik 
Deutschland bereits seit langem vorhanden ist. Auch 
der Bemühung um eine stärkere Kontrolle der Auto- 
wracklagerplätze steht in der Bundesrepublik bereits 
die Regelung in § 5 des Abfallbeseitigungsgesetzes 
gegenüber, durch die ortsfeste Anlagen zur Lage- 
rung und Behandlung von Autowracks oder Alt- 
reifen den Vorschriften über Abfallbeseitigungsan- 
lagen unterliegen. 

Regelungen, die über die in der Bundesrepublik vor- 
handenen Bestimmungen hinausgehen, gibt es im 
Ausland offensichtlich nicht. Die französische Re- 
gierung verfolgt den dort intensiv diskutierten Plan 
einer Autowrackabgabe, die beim Neuerwerb eines 
PKWs zu entrichten sein würde, z. Z. nicht weiter. 
In dem Bericht aus Schweden wird betont, daß sich 
die Bestimmung nicht bewährt habe, nach der bei 
Abmeldung eines Wagens eine Verschrottungsbe- 
scheinigung oder eine Verkaufsbescheinigung bei- 
gebracht werden muß. 

übereinstimmend und im Einklang zu den Erfah- 
rungen, die auch in der Bundesrepublik gemacht 
werden, wird berichtet, daß die Weiterverwendung 
von Schrott künftig von dem Einsatz moderner und 
leistungsfähiger Shredderanlagen abhängt, die je- 
doch erst seit kurzer Zeit errichtet werden, und 
deren Auswirkung noch nicht ganz zu übersehen ist. 

Im einzelnen haben die Berichte der Botschaften 
folgendes ergeben: 

6.1 Frankreich 

In Frankreich hat das Thema der die Landschaft ver- 
schandelnden Autowracks so viel Brisanz bekom- 
men, daß sich der interministerielle Ausschuß für 
Umweltschutzfragen in seiner Sitzung vom 20. Juli 
1972 zur Ankündigung besonderer Maßnahmen ver- 
anlaßt sah und folgendes beschloß: 


a) Schrotthändler sollen in Zukunft von den Ge- 
werbeaufsichtsbehörden stärker kontrolliert, die 
Größe der Autowrack-Lager begrenzt werden. 
Anlaß zu dieser Regelung, deren Einzelheiten im 
Umweltschutzministerium ausgearbeitet werden, 
war der Umstand, daß nur etwa 20 ®/o der von 
den Schrotthändlern eingesammelten Autowracks 
sofort ausgeschlachtet, gepreßt und an schrott- 
verwertende Industriebetriebe veräußert wur- 
den. Der Rest wird — von den Behörden kaum 
kontrolliert — oft jahrelang gelagert, entweder 
weil der Schrotthändler auf ein Ansteigen der 
Altmetallpreise wartet oder weil er — ■ was er 
den Behörden nicht mitzuteilen braucht — den 
Schrotthandel gar nicht mehr ausübt. 

b) Innerhalb der nächsten zwei Jahre soll im franzö- 
sischen Innenministerium eine Kartei eingerich- 
tet werden, die neben der Fahrgestellnummer 
stets die jeweiligen PKW-Eigentümer anzeigt. 
Auf diese Weise hofft man wirkungsvoller gegen 
Personen Vorgehen zu können, die alte Autos 
nach Entfernung der Nummernschilder irgendwo 
stehenlassen. 

c) Die Verwaltungsstrafen für die unvorschrifts- 
mäßige Aufgabe eines PKW sollen von 160 auf 
600 bis 1000 F erhöht werden. 

Das zunächst besonders stark betriebene Projekt 
einer Abgabe beim Neuerwerb eines PKW ist offen- 
bar verschoben worden, u. a. weil es zu stark einer 
weiteren Besteuerung des PKW-Besitzers ähnelt. 

Nach einer Auskunft des französischen Umwelt- 
schutzministeriums werden dort zur Zeit pro Jahr 
etwa 700 000 PKW aus dem Verkehr gezogen. Man 
schätzt, daß diese Zahl in den Jahren 1975 bis 1976 
auf rd. 1 Million ansteigen wird. 

Wie in der Bundesrepublik kommt es auch in Frank- 
reich vor, daß Autobesitzer ihr Altauto nach Entfer- 
nung des Nummernschildes und in seltenen Fällen 
nach Unkenntlichmachung der Fahrgestellnummer 
irgendwo stehenlassen. Die Gefahr, daß Fahrzeuge 
bis zur absoluten Bewegungsunfähigkeit weiter be- 
nutzt werden, ist in Frankreich um so größer, als es 
— anders als in der Bundesrepublik — keine regel- 
mäßige Fahrtüchtigkeitsüberprüfung bei einem tech- 
nischen Überwachungsverein oder einer ähnlichen 
Institution gibt. Hinzu kommt, daß die Abmeldung 
eines KFZ, für die in Frankreich eine große Anzahl 
von Behördengängen zu erledigen ist, oft auf die 
leichte Schulter genommen wird. 

Die bisherige Gesetzgebung, die dieses Verhalten 
unter Strafe stellt, hat sich als unwirksam erwiesen, 
da es kein nationales Register gibt, in dem neben 
der Fahrgestellnummer der jeweilige Eigentümer 
vermerkt ist und der Verwaltungsaufwand für die 
Feststellung des letzten Eigentümers regelmäßig in 
keinem Verhältnis zu den Abschleppkosten steht. 

Es gibt in Frankreich bereits jetzt private und be- 
hördliche Abschleppdienste. Normalerweise errei- 
chen oder übersteigen aber die Abschleppkosten den 
gezahlten Schrottpreis. 

Eine Kontrolle für die ordnungsgemäße Beseitigung 
der Autowracks durch Steuerbehörden oder Ver- 
sicherungsgesellschaften ist nicht gegeben: 
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a) Die Entrichtung der KFZ-Steuer weist der fran- 
zösische Autofahrer durch eine an der Front- 
scheibe angebrachte Steuer-Quittung (Vignette) 
nach. Erscheint der Autobesitzer nicht zur Zah- 
lung der nächsten Steuerrate bei den Finanzbe- 
hörden, unternehmen diese von sich aus keine 
Nachforschungen, da die Bezahlung der KFZ- 
Steuer durch die regelmäßige Kontrolle der 
„Vignette'' seitens der Verkehrspolizei sicherge- 
stellt ist. 

b) Versicherungsgesellschaften begnügen sich mit 
der Erklärung des Halters, daß dieser das Fahr- 
zeug nicht mehr im Verkehr benutze und fragen 
nicht nach dem Verbleib des PKW. 

6.2 Niederlande 

In den dichtbesiedelten Niederlanden haben zahl- 
reiche Gemeinde- und Stadtverwaltungen in ihrer 
allgemeinen Polizeiverordnung eine Bestimmung 
aufgenommen, derzufolge es verboten ist, Auto- 
wracks auf öffentlichen Wegen oder Plätzen abzu- 
stellen. Der Artikel 210 des Gemeindegesetzes er- 
laubt es, bei Übertretung dieser Verordnung Polizei- 
zwang auszuüben. 

Allerdings ist vorgesehen, daß — abgesehen von 
Eilfällen — der Gesetzesübertreter vor dem Ab- 
schleppen des Autowracks schriftlich benachrichtigt 
wird. Diese Maßnahme entfällt, wenn das Wrack 
nicht identifiziert werden kann. 

Im allgemeinen wird ein Wrack, dessen Eigentümer 
nicht festgestellt werden kann, fotografiert. Auf- 
grund der Fotos und weiterer Einzelheiten des 
Autowracks wird versucht, den Eigentümer festzu- 
stellen. Sofern er gefunden wird, erhält er die Auf- 
forderung, eine Verzichtserklärung abzugeben und 
die amtlichen Kennzeichen für das stillgelegte Kraft- 
fahrzeug abzuliefern. 

Entspricht der Eigentümer dieser Aufforderung, 
kann das Wrack abgeschleppt und vernichtet wer- 
den. Im Falle der Weigerung wird ein entsprechen- 
des Protokoll aufge nommen; die entstehenden Ko- 
sten werden dem Eigentümer auferlegt. 

Kann der Eigentümer eines Autowracks nicht fest- 
gestellt werden, wird es zunächst abgeschleppt. Ge- 
lingt es nicht, den Eigentümer eines Wracks nach 
einer gewissen Wartezeit festzustellen, wird das 
Wrack verkauft oder vernichtet. 

Auch in den Niederlanden geht man dazu über, 
Autowracks in Shredderanlagen zu verschrotten. 
Dabei ist bemerkenswert, das sich gegenwärtig eine 
Studie unter dem Gesichtspunkt der Landschafts- 
pflege mit der Frage befaßt, ob und gegebenenfalls 
wo Betriebe, die sich mit der Verarbeitung von 
Autowracks befassen, zusammengefaßt werden kön- 
nen. 

Überlegungen der zuständigen niederländischen 
Stellen zielen darauf hin, bessere gesetzliche Vor- 
aussetzungen für die Beseitigung von Autowracks 
zu schaffen. 

Unter den vorgesehenen Gesetzesänderungen ist vor 
allem auf eine beabsichtigte Änderung des Kraftfahr- 
zeugsteuergesetzes und des Kraftfahrzeughaftpflicht- 


versicherungsgesetzes hinzuweisen. In Zukunft sol- 
len nicht nur für in Betrieb befindliche Kraftfahr- 
zeuge, sondern auch für stillgelegte Kraftfahrzeuge 
Steuern und Haftpflichtversicherungsbeträge gezahlt 
werden. Ferner ist geplant, daß amtliche Kennzeichen 
nicht nur an in Betrieb befindlichen, sondern auch an 
stillgelegten Kraftfahrzeugen angebracht werden 
müssen. Schließlich soll eine ergänzende Bestimmung 
des Straßenverkehrsgesetzes es ermöglichen, nicht 
identifizierbare Motorfahrzeuge abzuschleppen. Das 
abgeschleppte Fahrzeug soll eine bestimmte Zeit ab- 
gestellt werden und kann vom Fahrzeughalter gegen 
Zahlung der Abschleppkosten abgeholt werden. 
Falls das Fahrzeug innerhalb eines bestimmten Zeit- 
raumes nicht abgeholt wird, soll es verkauft oder 
verschrottet werden. 

Für Abschleppen und Verarbeitung von Autowracks 
ist der Vorentwurf eines Gesetzes über die Boden- 
verschmutzung von Bedeutung. In diesem Gesetz 
sollen Abfälle nach Herkunft in unterschiedlich zu 
behandelnde Gruppen unterteilt werden. Soweit be- 
kannt ist, ergeben sich etwa folgende Möglichkeiten; 

1. Durch Verwaltungsverordnung können die nach- 
stehenden und weitere Regeln über die Beseiti- 
gung von Abfällen aufgestellt werden: 

a) Verpflichtung zur Ablieferung von solchen 
Abfällen, die zu einer in der Verwaltungs- 
verordnung bezeichneten Kategorie gehören; 

b) Verbot, diese Abfälle ohne Genehmigung der 
zuständigen Stellen zu beseitigen; 

c) Verbot, Abfälle auf eine andere Weise oder 
an einem anderen Ort zu beseitigen, als in der 
Verwaltungs Verordnung angegeben wird; 

d) Meldepflicht über den Besitz von Abfällen 
einer bestimmten Kategorie an eine durch 
Verwaltungsverordnung bestimmte Stelle. 

2. Durch Verwaltungsverordnung können für die 
Beseitigung bestimmter Abfälle regionale Pläne 
aufgestellt werden (z. B. für Haushaltsabfälle). 

3. Das Einsammeln oder die Verarbeitung einer 
bestimmten, durch Verwaltungsverordnung nä- 
her zu bezeichnenden Gruppe von Abfällen kann 
einer Genehmigung des Provinzialausschusses 
oder des zuständigen Ministeriums unterliegen. 

4. Festsetzung eines Abgabenzuschlages für Ge- 
genstände, die zu den durch Verwaltungsverord- 
nung bezeichneten Gruppen von Abfällen gehö- 
ren. 

6.3 Schweden 

In Schweden werden gegen abgestellte Fahrzeuge 
in erster Linie das Naturschutzgesetz und das Gesetz 
über das Abschleppen von Fahrzeugen angewandt. 
Das Naturschutzgesetz verbietet in § 23, daß jemand 
außerhalb seines Hauses, weder in der Natur noch 
innerhalb bebauter Gebiete, Abfälle liegen läßt. 

Fahrzeuge, die auf allgemeinen Plätzen abgestellt 
worden sind, können nach einer bestimmten Zeit 
abgeschleppt und nach einer weiteren Zeit auf An- 
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Ordnung der Polizei verschrottet werden. Oft ge- 
schieht das auf Antrag der Wegeverwaltung oder 
der Gemeinden. Fahrzeuge, die auf das Gelände 
von Privatpersonen gefahren werden, werden auf 
privaten Antrag von der Gemeinde abgeschleppt. 
Die Zustimmung der Polizei muß jedoch vorher ein- 
eingeholt werden. Nach § 4 des kommunalen Rein- 
haltungsgesetzes vom 17. Dezember 1970, das am 
1. Januar 1972 in Kraft getreten ist, ist die Ge- 
meinde verpflichtet, häuslichen oder diesem ver- 
gleichbaren Abfall zu beseitigen. Auch wenn aus 
dem Gesetzestext nicht hervorgeht, ob dazu auch 
abgestellte Autowracks zu zählen sind, haben viele 
Gemeinden sich dazu entschlossen, deren Beseiti- 
gung zu übernehmen. 

Das geschieht z. B. in Stockholm, wo die Gemeinde 
eine Sondervereinbarung mit einem Schrottunter- 
nehmen hat, das abgestellte Fahrzeuge abschleppt 
und verschrottet. Ursprünglich wurde versucht, den 
Besitzer zu identifizieren, um ihn zur Verantwortung 
zu ziehen. Man stellte jedoch bald fest, daß die 
Erfolge gering waren und solche Ildentifizierungs- 
versuche sich nicht lohnen. Selbst in den Fällen, wo 
die Karosserienummer nicht entfernt worden ist, ist 
es für den registrierten Besitzer leicht, polizeilichen 
Erhebungen zu entgehen, indem er behauptet, das 
Fahrzeug verkauft zu haben. Die Verkäufer von 
Fahrzeugen sind nämlich nicht verpflichtet, sich der 
Identität des Käufers zu versichern. 

Zur Abmeldung wird eine Verschrottungsbeschei- 
nigung oder eine Bescheinigung verlangt, daß der 
Wagen verkauft worden ist. Die Verpflichtung zur 
Vorlage solcher Bescheinigungen ist jedoch derart, 
daß die Bescheinigungen nicht immer ihrem Zweck 
dienen. Es bereitet vielmehr keine Schwierigkeiten, 
Bescheinigungen herzustellen, welche die Kreisver- 
waltung akzeptiert. 

Ein neues Verfahren zur Registrierung von Kraft- 
fahrzeugen soll bessere Möglichkeiten geben, die 
Autobesitzer zu kontrollieren. Die Verbesserungen 
erreichen jedoch nicht, daß das Identifizierungspro- 
blem ganz aufhört. 

Zur Anlage von Autowrackplätzen wird innerhalb 
von Gebieten mit feststehendem Generalplan, Stadt- 
plan, Bauplan oder mit Bestimmungen, die nicht in 
irgendwelchen Plänen aufgeführt sind, nach dem 
Baugesetz eine Baugenehmigunng zur Anlage von 
Autoschrottplätzen verlangt. Die Baugenehmigung 
wird von der Baubehörde erst nach Anhörung der 
einschlägigen Behörden erteilt. 

Die Errichtung von Autowrack-Anlagen oder An- 
lagen zur Verschrottung bedürfen der vorherigen 
Anmeldung bei der Kreisverwaltung. Diese kann 
nach dem Naturschutzgesetz Genehmigungszwang 
für Schrottplätze anordnen, wenn man eine wesent- 
liche Zerstörung des Landschaftsbildes annehmen 
muß. Die Kreisverwaltung hat auch die Möglich- 
keit, gegen bereits vorhandene Schrottplätze vorzu- 
gehen, falls sie das Landschaftsbild stören. Darüber 
hinaus unteUiegt der Schrotthandel mit seinen 
Schrottplätzen der Genehmigung und Aufsicht durch 
die Polizeibehörde. 


Die geltenden Gesetze und Verordnungen geben 
also Möglichkeit, in gewissem Umfang mit Auto- 
wracks in der Natur und mit schlecht verwalteten 
Schrottplätzen zurechtzukommen — Möglichkeiten, 
die nach Meinung des Komitees zur Schaffung einer 
noch sauberen Umwelt nicht voll genutzt sind. Nach 
Untersuchungen der zuständigen staatlichen Be- 
hörde ist festgestellt worden, daß immer mehr 
Fahrzeuge für längere Zeit in der Natur stehen 
bleiben, nachdem die Kommunen zur Sauberhaltung 
gesetzlich verpflichtet wurden. Ungepflegte Schrott- 
plätze sind ebenso ein Umweltproblem, das eher 
zunimmt. Es ist allgemein erwiesen, daß eine große 
Anzahl der Aufkäufer von Autowracks die Bestim- 
mungen der Regierung und der Gemeinden ignorie- 
ren und daß die Gemeinden in vielen Fällen nicht 
wirkungsvoll gegen diese eingreifen. 

Der Bericht des schwedischen staatlichen Prüfungs- 
amtes über die Beseitigung von Altautos vom 
30. Juni 1971 kommt zusammenfassend zu dem 
Schluß, daß geltende Gesetze und Verordnungen an 
und für sich ausreichen, um mit dem Problem der 
Autowracks zurechtzukommen. Eine intensivierte 
Überwachung in diesem Zusammenhang würde je- 
doch die Arbeitslast der Behörden in einem Ausmaß 
vermehren, das eine Personalverstärkung erforder- 
lich machen würde. Wenn das Befolgen von Geset- 
zen und Verordnungen der behandelten Materie 
ohne Einstellung von zusätzlichem Personal ver- 
bessert werden kann, sei dies selbstverständlich 
vorzuziehen. 

6.4 Schweiz 

In der Schweiz stehen die Kompetenzen zur Rege- 
lung der Autowrack-Probleme den Kantonen zu. 
Bundesvorschriften sollen erst dann erlassen wer- 
den, wenn es nicht gelingt, das Problem auf kanto- 
naler Ebene zu lösen. 

Vor einiger Zeit gründeten die Organisationen des 
Natur-, Heimat- und Gewässerschutzes, des Straßen- 
verkehrs, des Autogewerbes und -handeis sowie der 
Metallindustrie und des Schrotthandels die „Schwei- 
zerische Studiengesellschaft für rationelle Beseiti- 
gung von Altwagen (S.R.B.A.)“, die im Januar 1971 
einen umfangreichen Schlußbericht vorlegte. 

Bei der Analyse des Problems wurde festgestellt, 
daß eine sinnvolle Beseitigung von Altwagen nur 
möglich ist, wenn dabei eine Schrottqualität erzielt 
werden kann, die den Ansprüchen der Industrie und 
des Handels genügt. Eine solche Qualität kann 
durch Shredder- Anlagen erreicht werden. 

Die Bemühungen in der Schweiz um eine befriedi- 
gende Lösung des Problems fanden mit Unterstüt- 
zung der Interkantonalen Kommission für den 
Straßenverkehr der Polizeidirektoren-Konferenz 
ihren vorläufigen Abschluß in der Ausarbeitung 
eines Muster-Gesetzes, dessen Aufnahme in die 
kantonalen Gesetzgebungen empfohlen wird. 

Dieses Muster-Gesetz sieht die Einrichtung von 
Sammelplätzen vor, zu denen alle Altautos gebracht 
werden müssen und von denen aus dann diese 
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Wagen den Shredder-Anlagen zugeführt werden 
sollen. Diese Anlagen müssen nicht unbedingt von 
der öffentlichen Hand betrieben werden. Man rech- 
net mit der Errichtung dreier solcher Anlagen in 
der Schweiz. Nach dem Text des Muster-Gesetzes 
sollen die Halter jedes im Verkehr stehenden oder 
neu zum Verkehr zugelassenen Motorfahrzeuges 
eine einmalige Gebühr zur Deckung der mit diesem 
Projekt verbundenen Kosten entrichten. Die ent- 
sprechende Gebühr wird zwischen 50 Fr. bis 100 Fr. 
betragen. Nach bisheriger Unterrichtung hat das 
Muster-Gesetz in den Kantonen Obwalden und 
Tessin bereits Eingang in das Gesetzgebungsver- 
fahren gefunden. 

6.5 USA 

In den USA gibt es keine bundesrechtlichen Vor- 
schriften auf dem Sektor der Autowrack-Beseitigung. 
Die Zuständigkeit für die Schaffung entsprechender 
Gesetze liegt bei den Einzelstaaten bzw. den Städ- 
ten und Gemeinden. 

Die Environmental Protection Agency (EPA) hat 
sich aber des hier angesprochenen Problemkreises 
insoweit angenommen, als sie in Zusammenarbeit 
mit dem Council of State Governments — ein unab- 
hängiger Zusammenschluß der Regierungen der 
Einzelstaaten — ein Modellgesetz ausgearbeitet hat, 
das nach seiner Veröffentlichung den Bundesstaaten 
zur übernähme in die eigene Gesetzgebung empfoh- 
len wird. 

Das „Model State Law'' soll einerseits die Rechts- 
grundlage für die straf- und zivilrechtliche Heran- 
ziehung von Personen schaffen, die ihre ausgedien- 
ten PKW am Straßenrand stehen lassen. Anderer- 
seits sind aber auch Wege und Möglichkeiten für 
die Finanzierung der Wradcbeseitigung aufgezeigt. 

Da es praktisch keine Möglichkeit gibt, die ehema- 
ligen Eigentümer aufgegebener Automobile fe.stzu- 
stellen, schleppen zuständige Kommunalverwaltun- 
gen diese Wagen auf ihre Kosten und lassen sie in 
entsprechenden Ablagen beseitigen. 

Neben der EPA ist das US-Department of the Infe- 
rior — - Bureau of Mines, Solid Waste Programm — - 
mit Fragen der Autowrackbeseitigung befaßt. Das 
Büro beschäftigt sich mit der technischen Seite der 
Angelegenheit, d. h. mit der Untersuchung von Ver- 
fahren der Verwertung zu vertretbaren Kosten. 

6.6 Japan 

Nach dem Bericht einer Delegation von Vertretern 
der japanischen Automobiiindustrie im Februar 1973 
in Bonn gibt es in Japan noch keine dem deutschen 
Abfallbeseitigungsgesetz vergleichbare gesetzlichen 
Anforderungen an die Beseitigung von Autowracks. 
Jährlich fallen dort über 2 Millionen Autowracks an. 
Das Ausschlachten dieser Wracks durch zahllose 
kleine Schrottfirmen lohnt sich deshalb noch, weil 
bei niedrigen Löhnen der Preis von Ersatzteilen we- 
gen des großen Bedarfs im asiatischen Ausland 
(China, Indonesien, Indien) relativ günstig ist. Zur 
Zeit gibt es fünf Shredderanlagen, davon drei in 
Tokio, die aber nicht rentabel zu sein scheinen. 


7 Altreifenbeseitigung 

Entsprechend der fortschreitenden Motorisierung 
hat sich auch der Anfall von Altreifen laufend er- 
höht. Im Jahre 1972 dürften es knapp 300 000 t ge- 
wesen sein, von denen knapp 10 Vo als Regenerate 
Wiederverwendung finden. Naheliegenderweise 
verursachen Altreifen gegenüber Autowracks schon 
wegen ihrer Menge, aber auch wegen ihrer besseren 
Handhabungsfähigkeit geringere Schwierigkeiten 
bei der Beseitigung. 

Die Einsammlung von Altreifen erfolgt vorwiegend 
durch Reifenmontagestellen, Tankstellen, Reifen- 
händler und Schrottplätze, da der Käufer von Ersatz- 
reifen üblicherweise seine Altreifen zurückläßt. Ein 
Teil wird auch direkt beim Verbraucher durch 
Sperrmüllabfuhr eingesammelt. Dieser Anteil dürfte 
sich durch die im Abfallbeseitigungsgesetz veran- 
kerte Beseitigungspflicht der zuständigen Körper- 
schaften noch erhöhen, da bisher einige kommunale 
Abfallbeseitiger die Annahme von Altreifen ab- 
lehnten. 

Immer größer wird der Anteil an Altreifen, die von 
Montagestellen aus den Weg zu größeren Firmen 
nehmen, die sich nicht nur mit Reifenhandel, son- 
dern auch in eigenen Fabriken mit Runderneuerung 
von Reifen befassen. Dabei ist es inzwischen üblich, 
daß die Montagestellen die Abnahme aller von den 
Kunden zurückgelassenen Reifen verlangen, gleich, 
ob ihre Erneuerung übei^haupt noch möglich ist oder 
nicht. Für erneuerungsfähige PKW-Reifen wird et- 
wa 1 DM gezahlt. 

Auf diese Weise sammeln sich bei derartigen Rei- 
fenfabriken immer größere Mengen von Altreifen 
an, von denen nur ein Teil wiederverwendet wird. 
Der andere Teil muß beseitigt werden, wofür es 
verschiedene Verfahren — zum Teil noch im Sta- 
dium des Versuchs oder der Patentanmeldung — 
gibt: 

1. Die Deponie 

a) Die Ablagerung unzerschnittener Reifen wirft 
zwei Probleme auf; die Bildung federnder 
Hohlräume und die Gefahr schwer zu löschen- 
der Schwelbrände 

b) Die Ablagerung zerschnittener Reifen ver- 
meidet diese Probleme, läßt jedoch zusätz- 
liche Kosten der Zerkleinerung entstehen. 

2. Die unvermischte Verbrennung von Altreifen zur 
Energiegewinnung, insbesondere wie in der 
Anlage der Firma Gummi-Mayer in Landau/ 
Pfalz, wo die Reifen unzerschnitten eingesetzt 
werden können 

Unter Berücksichtigung der sonst für die Beseiti- 
gung von Altreifen erforderlichen Kosten soll 
dieses Verfahren wirtschaftlich arbeiten. 

3. Die Mitverbrennung von Altreifen in kommuna- 
len Abfallverbrennungsanlagen 

Sie bereitet Schwierigkeiten hinsichtlich der 
Temperatur- und Rauchgaskontrolle. Von den 


21 



Drucksache 7/1760 


Deutscher Bundestag — 7. Wahlperiode 


bestehenden dreißig öffentlichen Verbrennungs- 
anlagen werden nach dem heutigen Stand weni- 
ger als 2 ^/o der anfallenden Reifen verbrannt. 

4. Die Wiedergewinnung von öl und Ruß durch 
Pyrolyse 

Es laufen Versuche, durch Pyrolyse öle und 
Ruß wiederzugewinnen (Goodyear, Firestone). 
Im Versuchsumfang scheinen diese Anlagen tech- 
nisch befriedigende Resultate zu erbringen. 
Öffen ist die Frage, ob solche Anlagen zur Ver- 
brennung aller anfallenden Altreifen wirtschaft- 
lich eingesetzt werden können, denn die bishe- 
rigen Ergebnisse haben gezeigt, daß die Pyrolyse 
wesentlich teurer ist als die herkömmliche Ver- 
brennung mit gleichzeitiger Energiegewinnung. 

5. Vergasung von Altreifen 

Es liegt ferner ein Patent für die Vergasung von 
Altreifen für Heizzwecke vor. Hier werden die 
Gase abgezogen und über Zyklone gereinigt. 
Eine Anlage, die nach diesem Verfahren arbei- 
tet, wurde bisher nicht gebaut. 

6. Weitere Patentanmeldungen 

Darüber hinaus gibt es eine Reihe von Patent- 
anmeldungen zur Wiederverwertung von Altrei- 
fen, von denen besonders erwähnenswert er- 
scheint die Verwendung von Altgummi-Granulat 

a) im Straßenbau als Einmischung in Bitum- 
decken, 

b) zur Schwingungsdämpfung, z. B. in Schotter- 
betten, 

c) zum Bau von Sportstätten. 

Diese Einsatzzwecke und weitere, wie die mög- 
liche Befestigung von Ufern mit Altreifen, kön- 
nen allerdings nur einen kleinen Teil des Alt- 
reifenanfalls aufnehmen. 

Nach dem gegenwärtigen Stand stellt die geord- 
nete Deponie zerkleinerter Altreifen eine befrie- 
digende, kurzfristig erreichbare Lösung dar. Für 
die Zukunft sind möglicherweise Verfahren zur 
Verbrennung oder sonstigen Verwertung von 
Altreifen (Recycling) vorzuziehen. Hierbei be- 
darf es jedoch noch weiterer Forschungs- und 
Entwicklungsarbeit. Aussichtsreiche Vorhaben 
werden auch von der Bundesregierung gefördert. 

8 Strukturveränderung in der wirtschaftlichen Ver- 
arbeitung von Autowracks 

Nach vorgenannten Darstellungen wird das Problem 
der Autowrackbeseitigung durch eine Reihe von 
Faktoren gekennzeichnet, von denen einige zur 
Verschärfung der Situation beitragen, andere wie- 
derum eine sinnvolle Lösung erwarten lassen. 

Zur Entstehung und Verschärfung des Problems tra- 
gen bei: 

— • Zunahme der Autowracks als Folge der bereits 
seit Jahren wachsenden Motorisierung, 


— zunehmende Schwierigkeiten in dem herkömm- 
lichen, lohnintensiven Verfahren der Autowrack- 
verwertung durch Ausschlachten brauchbarer 
Ersatzteile und durch manuelle Zerlegung der 
Karossen infolge steigender Lohnkosten, 

— Ansteigen der Autowrackhalden, die nicht mehr 
nur in Erwartung günstiger Schrottpreise gehor- 
tet werden, sondern deren Abbau auch durch 
Verarbeitungsschwierigkeiten infolge Arbeits- 
kräftemangel und höherer Lohnkosten behindert 
wird. 

Dämpfend wirken auf das Problem insbesondere die 
technischen Fortentwicklungen der Verarbeitungs- 
verfahren und die damit verbundene Rationalisie- 
rung: 

— Abkehr von einer intensiven Ersatzteilaus- 
schlachtung, 

— Abkehr von intensiver manueller Vorbearbei- 
tung der Wracks, 

— verstärkter Einsatz maschineller Einrichtungen, 
insbesondere von Scheren und Pressen, 

— • Möglichkeiten der Kompaktierung durch nicht- 
spezielle Einrichtungen, wie Müllverdichter-Wal- 
zen auf Deponien, die einen rationellen Trans- 
port der verdichteten Wracks ermöglichen, 

— Einrichtung und Betrieb von Shredderanlagen 
als wesentlichster Schritt zur Rationalisierung 
der Autowrackbeseitigung, 

— wesentliche Erhöhung der Schrottqualität durch 
Einsatz von Shreddern, 

— weitere Entwicklungen und Versuche zur Erhö- 
hung der Schrottqualität, insbesondere durch 
größere NE-Metall-Freiheit, 

— zu erwartende Sogwirkung der jetzt errichteten 
und noch in Bau befindlichen Shredderanlagen 
auf anfallende und vorhandene Wracks zur lau- 
fenden Ausnutzung der dann vorhandenen, sehr 
kapitalintensiven Kapazitäten. 

Ferner beginnen sich die Vorschriften des Abfall- 
beseitigungsgesetzes vom 7. Juni 1972 bereits jetzt 
günstig auszuwirken. Die zuständigen Behörden 
der Länder können unbefugtes Abstellen schärfer 
ahnden. Die nach § 3 Abs. 2 bestimmten oder noch 
zu bestimmenden Körperschaften sind verpflichtet, 
abgestellte Autowracks gegen Gebühren zu besei- 
tigen. Die Länderbehörden haben durch § 5 die Mög- 
lichkeit, dem Schrotthandel beschränkende Auf- 
lagen hinsichtlich der Sammelplätze zu machen oder 
solche Plätze zu untersagen, was den Abfluß der 
Autowracks in Shredderanlagen fördert. 

Als Summe dieser zu beobachtenden Einzelvor- 
gänge ergibt sich auf dem Gebiet der Autowrack- 
verarbeitung das Bild einer Strukturveränderung. 
Diese Veränderung ist im Augenblick in vollem 
Gange. Wenn sich auch auf diesem Gebiet noch 
nichts endgültiges feststellen läßt, zeichnet sich 
jedoch im Ergebnis zumindest eine Entschärfung 
des Problems ab. 
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9 Umstellung auf Verursachergebühren 

Wie eingangs erwähnt, ist es zur Zeit noch nicht 
möglich, ein abgeschlossenes Bild über die Situation 
auf dem Gebiet der Autowrack- und Altreifen-Besei- 
tigung zu erhalten. Die gegenwärtig beim Battelle- 
Institut in Arbeit befindliche Studie wird hier noch 
vorhandene Lücken schließen müssen. Die bisherige 
Untersuchung läßt erkennen, daß sowohl bezüglich 
der Autowracks als auch bezüglich der Altreifen 
Entwicklungen im Gange sind, die von der Wirt- 
schaft getragen werden und eine rationelle, kosten- 
deckende Beseitigung versprechen. 

Bei der Autowrackbeseitigung ist es die Umstellung 
von der manuellen, lohnkostenintensiven Verarbei- 
tung zu Schrott geringerer Qualitäten auf den kapi- 
talintensiven, aber arbeitssparenden Betrieb von 
Shredderanlagen, der zugleich Qualitätsschrott er- 
zielt, mit dem auch eine künftige Abnahme durch 
die Hütten gesichert bleibt. Bei den Altreifen übt 
anscheinend schon die Verwendung als hochwer- 
tiger Brennstoff in der Reifenindustrie bereits eine 
gewisse Sammelfunktion aus. Beide Systeme gehen 
von großräumigen, rationellen Vorstellungen aus 
und dürften daher auch für die Zukunft wirtschaft- 
liche Aussichten besitzen. 

Hinzu kommt, daß die Auswirkungen der Bestim- 
mungen des am 11. Juni 1972 in Kraft getretenen 
Abfallbeseitigungsgesetzes noch nicht abschließend 
beurteilt werden können, zumal bisher noch kein 


Land das erforderliche Ausführungsgesetz verkün- 
det hat und in sieben Ländern auch noch keine ent- 
sprechenden, schon vor dem Bundesgesetz erlasse- 
nen gesetzlichen Regelungen gelten. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß über 
das Abfallbeseitigungsgesetz hinausgehende Maß- 
nahmen des Bundesgesetzgebers zur Verbesserung 
der unschädlichen Beseitigung von Autowracks und 
Altreifen erst dann erwogen werden sollten, wenn 
man beurteilen kann, wie sich die Lage auf dem 
Gebiet aufgrund der obengenannten, die bisheri- 
gen Verhältnisse verändernden Faktoren entwik- 
kelt. Ein solches Urteil ist allenfalls bis Ende des 
Jahres 1973, dem Zeitpunkt der von Bundesrat 
(Drucksache 148/72) und Bundestag (Drucksache 
VI/3154) erbetenen Berichte möglich. 

Das gilt insbesondere auch für die Beurteilung des 
Für und Wider der Einführung einer Abgabe, die 
bei Erstzulassung eines Kraftfahrzeugs erhoben wer- 
den und aus deren Erlös die Beseitigung der Auto- 
wracks, insbesondere deren Sammlung und Trans- 
port zu den Anlagen der Schrottbehandlung und 
-Verwertung subventioniert werden könnte. Die 
Bundesregierung hofft aus dem obengenannten Gut- 
achten und aus ergänzenden eigenen Ermittlungen 
ausreichendes Material zur Entscheidung der Frage 
sammeln zu können, ob der mit einer derartigen 
Abgabe oder ähnlichen Maßnahmen verbundene 
Verwaltungsaufwand und auch mögliche preispoli- 
tische Auswirkungen in einem vertretbaren Ver- 
hältnis zum damit erreichbaren Erfolg stehen. 
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